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Der Heimatdienſt 


Deutſchlands Leiſſungsfähigkeit. 


Von Miniſterpräſident Dr. Otto Braun. 


Aus der Rede im Preußiſchen Landtag, am 24. April 1929. 


In Paris wird ſich in den nächſten Tagen entſcheiden, ob 
die Völker Europas zur politiſchen Befriedung gelangen, denn 
dies ift die unerläßliche Vorausſetzung für eine fruchtbare wiri- 
ſchaftliche Sufammenarbeit und ihre Steigerung bis zu einer Höchſt⸗ 
leiſtung, die notwendig iſt, um die Schäden zu heilen, die der 
Krieg allen beteiligten Staaten und Völkern geſchlagen hat. 


Deutſchland und das deutſche Volk ſind von den Folgen des 
Krieges am ſtärkſten betroffen, da ſie nicht nur ihre eigenen Gpfer 
an Gut und Blut zu tragen haben, ſondern — nach altem Kriegs- 
brauch, der im Laufe der geſchichtlichen Entwicklung wohl ſeine 
Form, niemals aber ſein Weſen geändert hat —, als unterlegener 
Teil auch noch den Kriegstribut für die einſtigen Kriegsgegner 
aufbringen müſſen. 


Daß man jetzt die Entrichtung dieſes Tributs als ‚Reparation‘ 
bezeichnet und zur moralifchen Derbrämung mit der Ariegsſchuld⸗ 
frage in Verbindung bringt, ändert an ſeinem uralten brutalen 
Weſen nichts. Immerhin iſt in der Geſchichte dieſer Kriegstribut 
ſtets nach der Leiſtungsfähigkeit des tributpflichtigen Volkes be⸗ 
meſſen worden, es ſei denn, daß man die geſchichtliche Exiſtenz 
eines Volkes vollends vernichten wollte; jedenfalls iſt er niemals 
in einer Höhe, die über die Kräfte des unterlegenen Kriegsgegners 
hinausging, eintreibbar geweſen. Dieſe geſchichtliche Wahrheit 
ſcheint von den in Paris verhandelnden Vertretern der alliierten 
Staaten ſehr wenig beachtet zu werden, wie überhaupt der Verlauf 
der zehnwöchigen Verhandlungen im Hinblick auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Konferenz recht befremdend erſcheint. 


Denn wie liegen die Dinge d 


Nachdem auf dem Gebiete der Reparationsregelung die Er- 
gebniſſe und Diktate politiſcher Konferenzen ſich als unhaltbar 
erwieſen haben, ſollten unabhängige Finanz- und Wirtſchafts⸗ 
ſachverſtändige zuſammentreten und nach eingehender Prüfung aller 
einſchlägigen Derhältniffe und nach Würdigung der Leiſtungen des 
deutſchen Volkes in den verfloſſenen zehn Jahren ein Urteil über 
die Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands abgeben, das dann als Unter⸗ 


lage für die endgültige Regelung der Reparationsfrage dienen 


konnte. Die Feſtſtellung der Leiſtungs fähigkeit Deutſch⸗ 
lands ſollte das Primäre, die Wünſche und Forderungen, die 
die verſchiedenen Reparationsgläubiger glaubten geltend machen zu 
müſſen, das mehr Sekundäre für den Sachverſtändigenausſchuß 
ſein. Die Art, wie man in Paris in den letzten zehn Wochen über 
Forderungen, Angebote und innere Schuldenregelung verhandelt 
hat, zeigt, daß die Vertreter aus den alliierten Staaten den um⸗ 
gekehrten Weg beliebt haben. So allein ſind wohl nur die 
exorbitant hohen, geradezu undiskutierbaren Summen zu erklären, 
die fie dem deutſchen Volke als Reparationslaſten für faſt zwei 
Menſchenalter glaubten zumuten zu können. 


Nun haben ſich auch die deutſchen Sachverſtändigen drängen 
laſſen, in einem Memorandum ein Gutachten über die Leiſtungs⸗ 
fägigkeit Deutſchlands zur Tragung der Reparationslaſten dem 
Ausſchuß zu unterbreiten und dort zur Diskuſſion zu ſtellen. 

Bei der Beurteilung dieſes Schrittes der ihrer ſchweren Der- 
antwortung bewußten Sachverſtändigen ſollten wir, vor allem die 
deutſche Preſſe, uns hüten, uns von dem, eine geſchickte Regie ver⸗ 
ratenden Entrüſtungsgetue der franzöſiſchen Preſſe irritieren zu 
laſſen und ſollten alles unterlaſſen, was geeignet ſein könnte, die 
ohnehin ſchwierige Poſition der offenbar einer geſchloſſenen Front 
der Reparationsgläubiger gegenüberſtehenden deutſchen Experten zu 
ſchwächen. 

Nüchterne, ruhige Beurteilung der Situation und größte 
Zurückhaltung iſt in dieſen entſcheidenden Tagen am Platze. 

Wenn ich gleichwohl hier ein Wort zu dem Memorandum der 
deutſchen Vertreter ſage, ſo wollen Sie mir das als Ausfluß meines 
Pflicht- und Derantwortungsgefühls und der großen Sorge um 
das Wohlergehen von Land und Volk zugute halten. Sie wiſſen, 
daß ich ſtets für eine vernünftige Erfüllung der Reparations- 
pflichten eingetreten bin; wir haben nun mal den Krieg verloren 
und müſſen die Kriegskoſten zahlen. Ich habe aber bange Zweifel, 
ob das, was unſere Experten in Paris angeboten haben, jährlich 
1650 Millionen Mark 37 Jahre lang, nachdem wir bereits viele 
Milliarden, überwiegend aus der Subſtanz unſeres Volksvermögens, 
geleiſtet haben, mit der Leiſtungsfähigkeit unſeres Volkes noch in 
Einklang zu bringen iſt. Angeſichts des Darniederliegens unſerer 
Wirtſchaft, der furchtbaren Kriſe in der Landwirtſchaft, dieſem 
wichtigen Zweig unſerer nationalen Volkswirtſchaft, angeſichts der 
zwei Millionen Arbeitsloſen und der drückenden inneren Kriegs- 
laſt will es mir ſchlechterdings unmöglich erſcheinen, für ein 
Menſchenalter 1650 Millionen jährlich zu leiſten, ohne den Lebens⸗ 
ſtandard und damit die Leiſtungsfähigkeit der arbeitenden Bevölke⸗ 
rung Deutſchlands ſtark herabzudrücken und große Teile unſeres 
Volksvermögens, die für die Erhaltung unſerer wirtſchaftlichen 
Leiſtungsfähigkeit unentbehrlich find, an das Ausland abzugeben. 

Wenn die deutſchen Sachverſtändigen trotzdem glaubten, dieſe 
hohe Leiſtung mit der Kraft des deutſchen Volkes in Einklang 
bringen zu können, ſo kann ich mir dieſe optimiſtiſche Beurteilung 
der zukünftigen Entwicklung unſerer Wirtſchaft nur aus dem Be⸗ 
mühen erklären, bis zur äußerſten Grenze des Möglichen zu gehen, 
um zu einer Verſtändigung mit den Sachverſtändigen der Gläubiger- 
ſtaaten zu gelangen. 

Sollten nicht noch im letzten Augenblick vernünftige wirtſchaft⸗ 
liche Erwägungen den Sieg davon tragen über jene politiſche Ver⸗ 
blendung, wie ſie in einem Teil der Pariſer Preſſe zum Ausdruck 
gekommen iſt, ſo muß man ſich eben damit abfinden, daß für eine 
vernünftige Regelung des Reparationsproblems die Zeit noch nicht 
reif iſt. 


Konferenzkriſe. 


Am Gründonnerstag, den 28. März, wurden der Pariſer Re⸗ 
parationskonferenz zwei Memoranden vorgelegt, und zwar das eine 
von den vier Hauptgläubigermächten und das andere von dem Dor- 
ſitzenden der amerikaniſchen Delegation. Dieſe Memoranden ent⸗ 
hielten allgemeine Gedanken ohne ziffernmäßige Angaben, wie man 
nach Meinung der Derfaſſer die Debatte über die Höhe und Zahl 
der deutſchen Reparationsjahreszahlungen zweckmäßigerweiſe führen 
ſolle. Nach einer kurzen Oſterpauſe wurde der Inhalt des Memo⸗ 
randums der Vier in Einzelbeſprechungen mit der deutſchen Dele- 
gation beſprochen und ziffernmäßig geklärt. Im Beſitze der Ein⸗ 


zelrechnungen ſtellte die deutſche Delegation deren Poſten zu einer 


Geſamtrechnung zuſammen und teilte am 6. April der Konferenz 
das Ergebnis ihrer Addition mit. Dieſe ergab für eine Laufzeit 
von 58 Jahren eine jährliche Belaſtung von 2,6 Milliarden RM., 
die fih bei einer Laufzeit von 57 Jahren auf 2,9 Milliarden ſtellen 
würde! Dieſe Zahlen erſchienen zweifellos auch den Verfaſſern des 
Memorandums unmöglich hoch, denn ſie brachten eine ganze Woche 
damit zu, diefe Rechnung einer Reviſion zu unterziehen. Am Sonn- 
abend, den 15. April, wurde der Konferenz das revidierte Memo— 
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randum vorgelegt. Nach den Mitteilungen der franzöſiſchen Preſſe 
enthielt es die folgenden „mäßigen“ Forderungen: für 37 Jahre 
ſollte eine von 1800 auf 2450 Millionen Goldmark anſteigende 
Jahreszahlung geleiſtet und damit die eigentlichen Reparations⸗ 
forderungen abgegolten werden. Für einen anſchließenden Feit⸗ 
raum von 21 Jahren wurden Jahreszahlungen in Höhe von 
1700 Millionen Goldmark vorgeſeghen, die im 58. Jahr auf 900 Mil- 
lionen Goldmark heruntergingen und zum Ausgleich der interalli⸗ 
ierten Schulden dienen ſollten. Dieſe Fahlen wurden deutſcherſeits 
für unannehmbar erklärt. Am 15. April beſchloß die Konferenz, 
die Bedeutung dieſes Memorandums dahin zu fixieren, daß es ſich 
nur um einen „intereſſanten Beitrag“ zur Erleichterung der Dis⸗ 
fuffion über die Ziffern handele. Es mag dabei bemerkt werden, 
daß die Amerikaner und Japaner fih mit dem Inhalt des Memo⸗ 
randums nicht identifizierten. Immerhin gab es den Anlaß zur 
Einleitung einer Diskuſſion über die Frage, inwieweit dieſe Fiffern 
des Memorandums mit der deutſchen Leiſtungsfähigkeit in Einklang 
zu bringen wären, d. h. die Konferenz kehrte zu ihrem Ausgangs- 
punkt zurück. In Verfolg dieſer Diskuſſion wurde am 16. die 


Der Heimatdienft 


deutſche Delegation aufgefordert, da fie auf die Untragbarkeit dieſer 
Forderungen hingewieſen hatte, ihrerſeits ihren Standpunkt 
ſchriftlich niederzulegen, was am nächſten Tage in der Form des 
bekannten deutſchen Memorandums geſchah. In dieſem Memo- 
randum wurde als Ausgangspunkt jeder deutſchen Reparations⸗ 
regelung feſtgeſtellt, daß ſie eine außerordentliche Stärkung der deut⸗ 
ſchen wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit zur Dorausjegung haben 
müſſe. Es wurden dann zwei Fahlungspläne A und B mitgeteilt, 
von denen der Plan A an die Erfüllung beſtimmter wirtſchaftlicher 
Vorausſetzungen in bezug auf Sicherung der deutſchen Rohſtoff⸗ 
verforgung, Erhöhung der deutſchen landwirtſchaftlichen Produktion 
und Ausdehnung der deutſchen Warenausfuhr gebunden war. Dieſe 
Dorausfegungen konnten nur unter Mitwirkung des Auslandes 
erfüllt werden. Ihre Bekanntgabe hat zu einer unerhörten Hetze 
gegen die deutſchen Sachverſtändigen geführt, weil man die rein 
wirtſchaftlich zu verſtehenden Forderungen in politiſche umfriſierte 
und dieſe angebliche Politiſierung der Konferenz zum Vorwand 
nahm, um ſie an den Kand des Abbruches zu führen. Dabei muß 
feſtgeſtellt werden, daß den deutſchen Sachverſtändigen in der Kon⸗ 
ferenz auch nicht die leiſeſte Möglichkeit gegeben worden iſt, dieſen 
Plan A zu diskutieren und ſich über die Bedeutung der gemachten 
Vorbehalte zu erklären. Fiffernmäßig ſah der Plan einen un- 
geſchützten Fahlungsteil in Höhe von jährlich 450 Millionen Gold- 
mark vor. Ein weiterer Teil, der von 225 Millionen im erſten 
Sahlungsjahr auf 600 Millionen im 11. bis 57. Jahr anſtieg, ſollte 
transfergeſchützt bleiben. Für einen dritten Teil, der ebenfalls 
ziffernmäßig in der gleichen Höhe wie der transfergeſchützte Teil 
ſich hielt, war nicht nur auf Transferſchutz, ſondern auch ein Schutz 
der inneren Aufbringung vorgeſehen, d. h. ſollte ſeine Aufbringung 
im Innern Schwierigkeiten machen, ſo war die Möglichkeit eines 
zweijährigen Fahlungsaufſchubs gegeben. Ein vierter Teil endlich 
war für Sachlieferungen vorbehalten, die nach zehn Jahren auf⸗ 
hörten und ſich von 750 Millionen Goldmark im erſten Jahr auf 
200 Millionen im zehnten Jahre verminderten. Insgeſamt ergab 
ſich eine feſte Jahreszahlung von 1650 Millionen RR. Für den 
Fall, daß die Konferenz dieſen mit Vorbehalten verſehenen Plan, 
der namentlich auch auf den wirtſchaftlichen Möglichkeiten der Zu- 
kunft ſich aufbaute, nicht annehmen ſollte, war ein zweiter Plan B 
in Ausſicht genommen, der ausdrücklich unter Berückſichtigung nur 
der gegenwärtigen deutſchen Leiſtungsfähigkeit aufgeſtellt war, d. h. 
alſo auf einer weſentlich ſchwächeren wirtſchaftlichen Grundlage 
beruhte. Dieſer Plan ſah eine dreiteilige Jahreszahlung vor, und 
zwar einen transfergeſchützten Teil, der von 450 Millionen Gold- 
mark im erſten Jahr auf 725 im zehnten Jahr anſtieg, um dann 
in den Jahren 11 bis 37 825 Millionen Goldmark zu betragen. 
Der zweite Teil war aufbringungs⸗ und transfergeſchützt; ſeine 
Ziffern waren die gleichen wie die des Teiles 1. Der dritte Teil 
endlich beſtand in Sachlieferungen mit den gleichen Fiffern wie 
beim Plane A. Um einen deutlichen und unmißverſtändlichen Be- 
weis des deutſchen Leiſtungswillens zu geben, ſchlugen die deutfchen 
Sachverſtändigen vor, daß im Falle des Eintritts von Transfer- 


ſchwierigkeiten die inneren Zahlungen geleiſtet und im Gegenſatz 
zu den Beſtimmungen des Dawesplans, der eine Anſammlungs⸗ 
grenze von 5 Milliarden Goldmark vorſieht, ohne Begrenzung an⸗ 
geſammelt werden ſollten. Auch im Falle eines Moratoriums 
ſollten auf jeden Fall die aufgeſchobenen Fahlungen ſpäter nach⸗ 
geleiſtet werden. Auf jeden Fall aber beſchränkte das deutſche Me⸗ 
morandum die Laufzeit der Reparationszahlungen im Gegenſatz zu 
den Wünſchen der Gläubigermächte auf 57 Jahre und erwähnte 
auch den Betrag, der ſeit dem Inkrafttreten des Friedensvertrages 
getätigten deutſchen Reparationsleiſtungen in Höhe von insgeſamt 
46,5 Milliarden Goldmark. 


Nach Vorlage des hier kurz ſkizzierten deutſchen Memorandums 
beſchloß die Vollkonferenz, das geſamte Ziffernmaterial von den 
bisherigen Revelſtoke⸗-Ausſchuß diskutieren zu laffen. Der Aus⸗ 
ſchuß hat am 18. April zwei Sitzungen abgehalten. In der Nach- 
mittagsſitzung wurde einſtimmig und ſchriftlich ein Beſchluß dahin⸗ 
gehend gefaßt, daß die deutſche Delegation, nachdem keinerlei An⸗ 
regungen über eine günſtige Erhöhung der deutſchen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit gemacht wurden, fih außerſtande fehe, mehr als 1650 Mil- 
lionen Goldmark als Jahreszahlung anzubieten. Die deutſchen 
Sachverſtändigen ſind alſo durchaus bereit geweſen, höhere Jahres- 
zahlungen in Betracht zu ziehen, falls ihnen von den übrigen Kon⸗ 
ferenzmitgliedern poſitive Möglichkeiten einer entſprechenden Er- 
höhung der deutſchen Fahlungsfähigkeit aufgewieſen werden würden. 
Das iſt nicht geſchehen, und daher konnte man ſich deutſcherſeits nur 
an den aufgeſtellten Fahlungsplan B halten, da, wie bereits er⸗ 
wähnt, eine Diskuſſion des Fahlungsplans A ausdrücklich von der 
Konferenz abgelehnt worden war. 


Mit dieſem negativen Ausgang der Fifferndiskuſſion war die 
Konferenz in ihr kritiſches Stadium getreten. Das am 19. 
plötzlich erfolgende Ableben des zweiten engliſchen Hauptdelegierten, 
Lord Revelſtoke, gab Gelegenheit zu einer mehrtägigen Ausſetzung 
der Verhandlungen und zur Einleitung privater Beſprechungen mit 
dem Siele, das weitere Schickſal der Konferenz zu klären. In der 
Vollſitzung am 25. wurde beſchloſſen, ein aus den ſieben erſten 
Delegierten der Konferenzgruppen beſtehendes Redaktionskomitee zur 
Ausarbeitung eines Konferenzberichtes einzuſetzen, mit der gleich- 
zeitigen Aufgabe, in Weiterführung der Konferenzarbeit eine Eini⸗ 
gung auch über die noch ſtrittigen Fragen herbeizuführen. Ob trotz 
der außerordentlichen Differenzen in der Ziffernfrage zwiſchen den 
deutſchen Sachverſtändigen und den Sachverſtändigen der fremden 
Delegationen eine Annäherung oder gar Überbrückung möglich ſein 
wird, iſt zur Stunde völlig unmöglich abzuſehen. Aber ſelbſt wenn 
die Konferenz ihre eigentliche Aufgabe, eine vollſtändige und end⸗ 
gültige Regelung des Reparationsproblems herbeizuführen, nicht 
löſen ſollte, fo muß ihre Bedeutung als außerordentlich an= 
geſprochen werden, hat ſie doch auf jeden Fall die Diskuſſion über 
eine praktiſche Löſung des Weltſchuldenproblems ganz erheblich 
weitergebracht und ſomit wertvollſte Vorarbeit für die Durchführung 
einer endgültigen Regelung zu günſtigerer Zeit. geleiftet. 


10 Jahre Ver ſailles. 


Zum T. Mai, dem Tage der Aberreichung der Friedensbedingungen. 
Don Staatsſekretär z. D. Frhr. v. Rhein baben, mM. d. R. 


Nach mehrtägigem Warten wurden der deutſchen Delegation 
unter Führung des Grafen Brockdorff⸗Rantzau die Friedens ⸗ 
bedingungen am 7. Mai 1919 mitgeteilt. Unſäglich ſchwere, 
bange Monate gingen dieſem hiſtoriſchen Ereignis voraus. Deutſch⸗ 
land, von Hunger und Bürgerkrieg gepeinigt, durch mühſame An⸗ 
ſtrengungen zur Wiederherſtellung innerer Ordnung und ver⸗ 
faſſungsmäßiger Zuftände mit den erſten und dringendſten Auf⸗ 
gaben der Liquidation des verlorenen Krieges beſchäftigt, war ſechs 
Monate wehrlos und ohnmächtig der brutalen Gewalt des Siegers 
ausgeliefert geweſen. die Waffenſtillſtandsbedin⸗ 
Zungen hatten hart und grauſam die ganze Schwere des kom⸗ 
menden Friedens vorausahnen laſſen — aber was an jenem Nach⸗ 
mittag des 7, mai 1919 an Willkür und Ungerechtigkeit feitens 
der Sieger proklamiert wurde, übertraf die ſchlimmſten Befürch⸗ 
tungen. Graf Brockdorff⸗Rantzau ſtellte in würdiger Form vor 
dem verſammelten Tribunal der Sieger den deutſchen Willen zu 
loyaler Mitarbeit an einem für Deutſchlands Ehre und Lebens⸗ 
willen erträglichen Frieden in Ausſicht. Aus Clemenceaus Munde 
ſprach lediglich der Hohn des Siegers und ſein Wille, durch die 

rohung mit weiterer Gewalt, d. h. des militäriſchen Einmarſches 


an ® 
b 


in Deutſchland, den Diktatfrieden in kürzeſter Friſt zur 
Unterzeichnung zu bringen. Schmerzvolle Erinnerungen bewegen 
uns noch heute nach zehn Jahren, wenn wir an jene furchtbaren 
Tage und Wochen nach dem 7. Mai und ſchließlich des 16. Juni 1919 
gedenken, an dem nach nur ſehr geringfügigen Anderungen des 
Diktates das endgültige Ultimatum der Sieger ausgeſprochen 
wurde, dem eine Mehrheit der Deutſchen Nationalverſammlung am 
27. Juni entſprach. Welten wende — deutſches Schickſal! 

Wenn jemals für ein Volk die Parole richtig war, alle Kräfte 
zuſammenzufaſſen und im unbeirrbaren Glauben an eine gerechtere 
und beſſere Zukunft im Blick auf dieſe an die Arbeit des Tages zu 
gehen, jo gilt diefe Parole heute für das deutſche Volk. Aller- 


dings, es gibt für diefe Parole ſehr wichtige Dorausſetzungen. 


Kein wirklicher Staatsmann und kein ernſthafter Politiker kann 
und darf an den Lehren der Vergangenheit vorübergehen. Keiner 
kann ſelbſt heute, zehn Jahre nach „Verſailles“, den Anſpruch er- 
heben, ein Führer in deutſche Zukunft zu ſein, der ſich bei dieſer 
Arbeit nicht der ganzen dauernden Schwere des Friedensdiktates 
von Derfailles und vor allen Dingen feines inneren Sinnes bewußt 
bleibt. Man hat damals weder auf irgendeine Stimme der Ver- 
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nunft, noch viel weniger auf Deutſchland ſelbſt gehört. Der 
Triumph des Siegers, der Wille zur Niederhaltung, Schwächung, 
Auspreſſung Deutſchlands auf unabſehbare Zeit war das Ent- 
ſcheidende in der Einſtellung der anderen. Nur mit größter Er- 
ſchütterung kann man heute die Einzelheiten von den internen Der- 
handlungen der Sieger unter fih und insbeſondere von der Fläg- 
lichen Rolle leſen und in ſich verarbeiten, die damals, an einer 
Weltenwende, der nach dem Suſammenbruch Deutſchlands zunächſt 
allmächtige Präſident der Dereinigten Staaten, 
Wilſon, geſpielt hat. Es ift wohl keine Übertreibung, wenn man 
behauptet, daß die Geſchichte eine ähnliche Chance bisher niemals 
einem einzelnen Menſchen gegeben hat und wohl kaum jemals 
wieder geben wird. Was Präſident Wilſon damals in den erſten 
Wochen nach der deutſchen Niederlage „von der Sekunde aus- 
geſchlagen hat, wird keine Ewigkeit zurückbringen“. Er hat erreicht, 
daß ſein Lieblingsgedanke, der Völkerbund, zum „integralen 
Beſtandteil der Friedensverträge“ wurde. Er hat verſchuldet, daß 
die Gerechtigkeit ihr Haupt verhüllte und ein tüchtiges Volk mit 
ſtolzer Vergangenheit für unſägliche Opfer und Heldentaten zu feiner 
Verteidigung als Großmacht in einer Weiſe geſtraft worden 
iſt, wie es in den letzten Jahrzehnten vor dem Weltkriege wohl 
niemand in der ganzen ziviliſierten Welt für irgendein beſiegtes 
Volk als theoretiſch möglich bezeichnet haben würde. Der damalige 
Leiter der engliſchen Politik, Herr Lloyd George, hat ſicher⸗ 
lich — fein Dokument von Fontainebleau beweiſt es — einen anderen 
Frieden gewünſcht und zeitweiſe ernſtlich erſtrebt. Er war jedoch 
durch eigene Schuld der Gefangene der öffentlichen Meinung ſeines 
Landes und letzten Endes viel zu ſehr ein Mann des Augenblicks 
und des Mompromiſſes, um feine Abſichten hinfichtlich eines 
Friedens der Mäßigung durchſetzen zu können. Der eigentliche 
Triumphator waren Herr Clemenceau und fein Land. Europa 
bekam ein neues Antlitz. Drei Kaiſerreiche brachen in Trümmer, 
eins davon, Gſterreich⸗Ungarn, verſchwand von der Landkarte. 
Weite, rein deutſche Gebiete wurden vom Mutterlande abgetrennt 
und ſeine Menſchen wie „Schachfiguren von einem Staat in einen 
anderen geſchoben“. Reiche und zukunftsvolle koloniale Gebiete 
wurden unter heuchleriſchen Formeln und Begründungen an die 
Sieger verteilt. Neue Staaten wurden in Europa nach demſelben 
„Selb ſtbeſtimmungsrecht der Völker“ geſchaffen, das 
dem deutſchen Volke verweigert wurde. Sie ſchloſſen politiſch, 
militäriſch und wirtſchaftlich einen feſten Ring um das verkleinerte, 
wichtigſter Rohſtoffe und Agrargebiete beraubte und einſeitig ent- 
waffnete Deutſchland. Nur die Fundamente des Bismarckſchen 
Reiches blieben beſtehen — eine neue Epoche der Welt- 
geſchichte begann. 


Konnte das deutſche Volk unter dem Friedensdiktat von Per- 
failles leben, feinen Staat und feine Wirtſchaft wieder aufbauen d 
Wir glaubten es damals alle nicht — und ſind trotzdem ans Werk 
gegangen. Dergejjen wir im heutigen Tempo der Zeit nicht allzu 
ſchnell, was ſich in dieſen erſten zehn Nachkriegsjahren ereignet 
hat! Können wir von uns ſagen, daß wir durch die mühevolle 
Arbeit dieſer Epoche als Nation geläutert worden find? Haben 
wir im Notjahre 1929 nun endlich feſten Grund unter den Füßen d 
Brauchen wir die Urſachen der Leiden und Opfer der Dergangen- 
heit nicht mehr in unſere politiſche Rechnung einzuſtellend Auf 
dieſe ernſten Fragen finden wir die richtige Antwort nur dann, 
wenn wir uns bewußt bleiben, was wir eigentlich in dieſen letzten 
zehn Jahren erlebt haben. 


Das Aufflammen der Herzen und Sinne, der leidenſchaftliche 
Proteſt gegen das, was uns in Derfailles angetan wurde, ift {hnel 
verflogen. Leiſe und der großen Maſſe unſeres Volkes unmerklich, 
ſetzte die Inflation ein und verhüllte wie ein Schneefall an 
ſtillen Wintertagen den brüchigen Grund, auf dem wir als Staat, 
Volk und Kulturgemeinſchaft uns befanden. Und wenn man dieſes 
Bild weiterausſpannen will, dann könnte man wohl der Anſicht 
ſein, daß, wie die Decke des Schnees im Winter die Erde vor Froſt 
und Kälte ſchützt, vielleicht auch die Inflation, fo ſchmerzliche Ein- 
wirkungen fie haben ſollte, in jener erſten Periode nach dem Kriege 
— hiſtoriſch geſehen — das eine Gute hatte, daß ſie wenigſtens 
dafür ſorgte, daß das deutſche Volk zunächſt überhaupt wieder an 
die ſchwere Arbeit des Tages ging. Der Hiſtoriker wird einmal 
feſtſtellen, daß in den Schickſalsjahren zwiſchen 1919 und 1925, 
im Kampfe gegen die weſtlichen Sieger und den von Often heran- 
drängenden Bolſchewismus, der deutſche Staat und die deutſche 
Wirtſchaft nichts anderes taten, als um ihre Exiſtenz zu 
kämpfen und ſchließlich dabei hart am Rande des Abgrundes 
ſtanden. Trotzdem war ein beträchtlicher Teil unſeres Volkes voller 
Hoffnung, durch Selbſtbeſinnung und äußerſte Anſtrengung in 
irgendeiner nahen und abſehbaren Zeit das deutſche Schickſal wieder 
zum Guten wenden zu können. Heute, im Frühjahr 1929, find 
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mehr als fünf Jahre feit jenen dunklen Berbſt⸗ und Wintertagen 
des Ruhrjahres verfloſſen. Staat und Wirtſchaft ſtehen auf un⸗ 
gleich feſteren Grundlagen. Und doch ſcheint es zuweilen, als ob 
wir von jener Selbſtbeſinnung, jenem Arbeitswillen, jenem Aus- 
blick in eine beſſere deutſche Zukunft der erſten Nachkriegsjahre 
ſtimmungsmäßig weiter entfernt ſeien, als damals. Drohen unſere 
Kräfte zum Wiederaufbau nachzulaſſen oder kommt erſt jetzt, 
zehn Jahre nach Derfailles, der ganze Umfang der äußeren Nieder- 
lage und des inneren Fuſammenbruchs den führenden Schichten 
zum Bewußtſein, während große Teile unſeres Volkes die Befriedi- 
gung materieller und berufsſtändiſcher Wünſche 
fälſchlicherweiſe der Politik gleichſetzt d 


Gibt es ein Heilmitel gegen ſolchen Kleinmut, ſolche Zer- 
ſplitterung? Es liegt weniger im Streben nach Vervollkommnung 
in Spezialwiſſenſchaft, berufsſtändiſchem oder organiſatoriſchem 
Sondergebiet, als in der Erweckung eines Stromes natio- 
naler Willenskräfte, der allein aus der Erkenntnis der 
großen Suſammen hänge deutſcher Außen, 
Innen⸗, Wirtſchafts⸗ und Kulturpolitik fließen 
kann. Verſuchen wir deshalb, einen Sinn in die zehnjährige 
Nachkriegsepoche hineinzubringen und die Linie zu finden, auf 
welcher wir trotz aller Hinderniſſe ſchließlich doch vorwärts 
gegangen ſind. 

Blicken wir zunächſt auf das weite Gebiet der Wirtſchaft. 
„Reparationen und Sicherheit“, das war die Forderung der Sieger. 
Primum vivere — erſt leben, dann erfüllen und bezahlen, das 
war die Formel, die wir mit wechſelndem Glück, Geſchick und Er- 
folg als unſer deutſches Ziel aufſtellten. Wirtſchaft und Politik 
berührten ſich nicht nur, ſie gingen ineinander über, und töricht 
wäre es, für das, was Deutſchland tat und tun mußte, ſophiſtiſch 
und theoretiſch die Grenzlinien zwiſchen beiden ergründen zu 
wollen. Die Gegenſeite, Präſident Wilſon zuerſt und am meiſten, 
hat ihr feierliches Wort gebrochen, als ſie von dem beſiegten, zu⸗ 
ſammengebrochenen und wehrloſen Deutſchland Tribute in un⸗ 
erreichbarer Höhe verlangte und fie mit Gewalt erpreßte. In den 
Noten, die dem Waffenſtillſtand vorausgingen, hatten wir uns zur 
Wiederherſtellung der Sivilſchäden verpflichtet. Die Gegenſeite 
fügte die Forderung nach Wiedererſtattung der Penſionen und 
Renten an die Kriegshinterbliebenen, Uriegsbeſchädigten uſw. 
hinzu. Ein Mann, wie der in den letzten Jahren fo in den Vorder- 
grund getretene franzöſiſche Miniſter Loucheur, kam damals in 
ſeinen Berechnungen der deutſchen Tributzahlungen zu der phan- 
taſtiſchen Summe von 800 Milliarden Mark, während die traurige 
Berühmtheit des Herrn Klog den Deutſchen ſchlechthin „alles be- 
zahlen“ machen wollte. Im Enderfolg haben die Forderungen der 
Franzoſen, denen im Großen und Ganzen auch die Engländer zu- 
ſtimmten, bis 1925 lediglich den Erfolg gehabt, daß deutſchland 
nicht jene Ruhe und Atempauſe zur Stabiliſierung ſeiner Währung 
und Ordnung ſeines Haushalts fand, die von Männern wie 
Simons, Rathenau und Wirth, geſtützt auf namhafteſte Sach⸗ 
verſtändige des Inlandes und des neutralen Auslandes, immer 
wieder als erſte Vorbedingung dafür bezeichnet wurde, daß Deutſch⸗ 
land überhaupt Kriegsentfchädigung bezahlte. Die Konferenzen 
von Boulogne, Paris, Cannes, Genua ziehen in der Erinnerung 
vorüber. Wir gedenken vor allem des Jahres 1923. Der Ruhr- 
einbruch hatte nicht nur nicht mehr das Geringſte mit wirtſchaft⸗ 
licher Vernunft zu tun, ſondern enthielt zwei klare politiſche 
Siele Frankreichs: Rache der franzöſiſchen Armee und eines großen 
Teiles des franzöſiſchen Volkes für die Niederlage von 1870 und 
Streben faſt des ganzen franzöſiſchen Volkes nach Abtrennung des 
Rheins von Deutſchland. Neben der Gewalt der Waffen wirkte 
Geld, Beſtechung und Korruption. Frankreich verſchmähte es nicht, 
die Sumpfpflanze des Separatismus in ſeinen dienſt zu ſtellen, 
und während kommuniſtiſcher Aufruhr in Sachſen ſich gegen die 
Keichsgewalt wandte, nationalſozialiſtiſcher Unverſtand in Bayern 
den Bürgerkrieg zu entfeſſeln ſtrebte, war das deutſche Volk auf 


dem Tiefpunkt der Entwicklung feit dem 9. November 1918 
angelangt. 
Dieſer Tiefpunkt war gleichzeitig der Wendepunkt. Don 


außen her kam Unterſtützung für jene innerdeutſchen 
Kräfte, die auch in den dunkelſten Tagen nicht verzweifelten, 
ſondern mit den ihnen noch möglichen Mitteln verſucht hatten, das 
Reich zu erhalten. Die engliſche Politik raffte fih zur Vermittlung 
auf, die amerikaniſche Politik und Finanz trat ihre neue Ein⸗ 
wirkung auf Europa an. Ein geſchichtliches Moment 
ſtärkſter Bedeutung. Es kam der Dawes plan 


Wenn wir heute, 1929, um eine Reviſion und Berückſichtigung 
der wirklichen deutſchen Leiſtungsfähigkeit ringen, dann wollen wir 
in dieſem Kampf uns daran erinnern, daß die Zahlen des Dawes⸗ 
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plans ebenſowenig wie die heute von unſeren Gläubigern ge⸗ 
forderten Ziffern wirtſchaftlicher Vernunft und Einſicht ent⸗ 
ſprechen. Die Veröffentlichung der Protokolle der Sachverſtändigen⸗ 
kommiſſion vom März 1924 würde ergeben, daß namhafte Fa 
glieder ſchon damals für die deutfchen Tributzahlungen eine Höchſt⸗ 
ziffer von etwa 1750 Millionen genannt hatten, die lediglich des⸗ 
halb auf 2,5 Milliarden in der letzten Phaſe der Verhandlungen 
erhöht worden iſt, weil ſonſt Herr Poincaré dem ene 
„wirtſchaftlichen Urteil von Sachverſtändigen“ nicht zugeſtimm 
hätte. Mit anderen Worten: Wenn heute ſich einwandfrei der 
Fehlſchlag des Ddawesplanes berausgeſtellt hat, wenn 
jeder mit den einfachſten volkswirtſchaftlichen Kenntniſſen behaftete 
Franzoſe, Engländer, Amerikaner feſtzuſtellen vermag, daß Deutſch⸗ 
land feine Kriegsentfchädigung nicht aus Überſchüſſen, ſondern mit 
geborgten Geldern bisher bezahlt hat, dann iſt es wohl nicht 
unintereſſant, darauf hinzuweiſen, daß das Pariſer deutſche 
Angebot von 1650 Millionen ſich annähernd mit jenen Siffen 
deckt, die im Frühjahr 1924 „die wirtſchaftliche Vernunft“ nam- 
hafter auswärtiger Sachverſtändiger als k öchſtſumme be 
zeichnete. 


Nichts ift ſeitdem geſchehen, was eine höhere deutſche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit als berechtigt erklären könnte. Eigenartig genug iſt die 
Entwicklung gelaufen. Wir erlebten, äußerlich ähnlich den erſten 
Inflationsjahren, aber innerlich We ſunder, einen ſtarken 
Antrieb der deutſchen Wirtſchaft. Aber die öffentlichen Ausgaben 
und die Belaſtungen der Wirtſchaft ſtiegen in noch ſchnellerem 
Tempo. Befremdlich, doch wiederum pſychologiſch intereſſant ift, daß 


in den abgelaufenen Jahren ſeit 1924 ſo manche Verantwortliche 


in Deutſchland eine neue Kriſe kommen fahen und daß trotzdem die 
zuſammenſchließende ſtaatsmänniſche Kraft fehlte, ihr rechtzeitig 
durch Reformen, Vereinfachungen und äußerſte Sparſamkeit zu be⸗ 
gegnen. Aber trotzdem: Haben jene recht, die im Rückblick auf dieſe 
zweite Epoche der Nachkriegszeit n u r. Aritik üben und auf die unnötig 
hohen Ausgaben in Keich, Ländern und Gemeinden oder Mißſtände 
in der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung hinweifen? Oder liegt nicht 
in Wahrheit die Erklärung für dieſen unheilvollen Prozeß ſehr 
nahe: Das deutſche Volk hat bis heute in Staat und Wirtſchaft 
noch keinen feſten Boden unter den Füßen. Es hat noch 
keine Hoffnung, viel weniger Gewißheit, daß die Erträgniſſe feiner 
Arbeit in einer geordneten Wirtſchaft und einfachen, klaren Der- 
waltung überwiegend zum Lohn ſeiner eigenen Anſtrengungen 
werden. Noch arbeitet das deutſche Volk viel zu ſehr lediglich um 
zu leben und zu wenig mit dem Gedanken an das Ziel feiner 
Freiheit und Unabhängigkeit. Mit Recht ſuchte es 
nach ſoviel Schwerem auch wieder Freude am Daſein. Es ging 
ernſten und trüben Erwägungen im Hinblick auf die Zukunft gern 
aus dem Wege. Es genoß die Gegenwart, es ſuchte ſeine materielle 
Lage nach Kräften zu beſſern, aber es ſtellte fich nicht genügend auf 
den weiteren Kampf gegen „Verſailles“, d. h. um die 
Wiederherſtellung ſeiner wirtſchaftlichen und 
finanziellen Souveränität ein. Das kam äußerlich 
ſchon dadurch zum Ausdruck, daß weiteſte Kreife ſich überraſchend 
ſchnell mit der Tatſache abgefunden hatten, daß eine demütigende 
internationale Kontrolle auf dem wichtigſten Gebiet 
der Wirtſchaft und des Verkehrsweſens die innendeutſche Be- 
wegungs- und Bandlungsfreiheit empfindlich beſchränkte. In 
ſolcher Einſtellung unſeres Volkes begannen die Pariſer Der- 
handlungen des Frühjahrs 1929. Ihr Verlauf hat gezeigt, 
wie ſchwer zehn Jahre nach Friedensſchluß noch die Felsblöcke find, 
die auf dem Wege deutſcher Freiheit liegen 


And was tat demgegenüber die Politik d 
die Wirtſchaft, wo ſie konnte und verſuchte auf ihrem Gebiet die 
allmähliche Wiederherſtellung deutſcher Souveränität. Das Streben 
und der Stil eines beſiegten Volkes iſt ein recht anderer, als der 
eines Staates im Glanz der Macht. Freilich, die äußere Form 
ſcheint bei dem einen wie dem anderen ſich neuerdings zu ähneln. 
Aber wir haben bald erkennen müſſen, daß unter der ſchillernden 
äußeren Faſſade von Friedensreden und Friedensbeteuerungen der 
anderen der harte Wille des Siegers unverändert fortbeſteht, 
mit Hilfe der auf überlegene militäriſche Rüſtung begründeten 
Macht die nationalen Intereſſen auf Koſten der Beſiegten 
zu fördern. Als wir im Jahre 1924 dem Gebot des Primum 
vivere in der vorläufigen Geſtalt des Dawesplanes Rechnung ge- 
tragen hatten, hat die deutſche Außenpolitik durch das Vertragswerk 
don Locarno durch den Eintritt in den Völkerbund, durch die 
Suſtimmung zum Kelloggpakt und durch ihre geſamte Friedens- 
politik verſucht, die Vorausſetzungen dafür zu ſchaffen, daß der 
„Beijt von Derfailles“ einem anderen Geiſte lovaler 
Öufammenarbeit der Völker im gegenfeitigen 


Sie unterſtützte 


Intereſſe weiche. Sie hat nur Anfangs- und Teil- 
erfolge errungen, die wahrlich keinen Grund zur Befriedigung 
geben. Die Gegenſeite hat eine andere Auffaſſung von dem 
Verſailler Vertrage als wir. Nicht in einem einzigen Falle hat bis- 
her das Recht gefiegt, fo wie es von deutſcher Seite über die 
Parteiſchranken hinweg von rechts bis links mit geſundem 
Menſchenverſtand und objektiver Auslegung gedeutet wurde, 
ſondern ſtets die Macht und die Intereſſen der anderen. 
Sehn Jahre nach dem Friedensſchluß ſtehen noch mehr als 
60 000 Mann fremder Truppen auf deutſchem Gebiet, und man 
verweigert uns neben der Rheinlandräumung auf dem Gebiete der 
A brüſtung und des Minderheitenſchutzes die finn- 


gemäße Durchführung wichtiger anderer Rechtstitel des Derfailler 
Vertrages 


Wie kommen wir zur Reviſion des Verſailler Der- 
trages? Weder wirtſchaftliche Vernunft noch der Geiſt des 
Rechts und der Gerechtigkeit, noch allgemeine Friedensſehnſucht 
und freundlichere Gefühle einzelner Verſtändigungskreiſe haben 
uns bisher Freiheit und Gleichberechtigung wiedergegeben. Was 
1919 war und was 1929 iſt, lehrt uns unerbittlich und deutlich, 
daß unſere nächſte und dringendſte Aufgabe bleibt, im 
politiſcen Ringen mit den weſteuropäiſchen Sieger- 
mächten und in der Zufammenarbeit mit der amerita- 
niſchen politiſchen und wirtſchaftlichen Groß 
macht zunächſt einmal den Weltkrieg auf jenen beiden Ge⸗ 
bieten zu liquidieren, auf denen die Beſchränkung der deut- 
ſchen Souveränität am ſchmerzlichſten und fühlbarſten ſich aus⸗ 
wirkt: Beſatzung und unerträgliche Höhe der 
Kriegsentſchädigung. Die Tagesereigniffe und ihre Be- 
gleiterſcheinungen kommen und gehen. Was in all dieſen zehn 
Jahren vor uns ſtand und bis auf weiteres vor uns ſtehen wird, 
iſt das Streben Frankreichs, ſeine Siegerſtellung und ſeine 
Vorherrſchaft in Europa zu bewahren und auszubauen. Daneben 
wirkt ſich ein engliſcher lauer Gpportunismus in bezug auf 
deutſche Dinge und Ziele aus, in dem nicht nur Reſte der Dor- 
kriegs⸗ und Kriegseinftellung gegen Deutſchland liegen, ſondern 
auch die Beſorgnis vor neuer deutſcher wirtſchaftlicher Konkurrenz 
ihre Rolle ſpielt. Gewiß, für das Morgen gilt der Satz, daß die 
deutſche Zukunft im Often und Südoſten Europas liegt. 
Für das Heute jedoch gilt das harte Gebot für jeden Deutfchen: 
Werde wieder Angehöriger eines freien Volkes! 
Der Weg zu dieſer Freiheit geht nun aber unerbittlich über das 
Ringen mit Frankreich und England, das nun ſchon 
zehn Jahre der deutſchen Außenpolitik ſeinen Stempel aufgedrückt 
hat. Daneben geht alles in die Irre, was an Ratſchlägen für eine 
„Orientierung“ der deutſchen Politik in anderer Richtung 
geäußert wird. Gerade unſere heutige Lage erweiſt es täglich aufs 
neue, daß die beiden Haupterrungenfhaften der 
Jahre 1924 und 1925 — Schaffung einer geſicherten deutſchen 
Währung und Herſtellung einer international, ſtaatlich und 
wirtſchaftlich fundierten feſteren A bwehrſtellung 
Deutſchlands gegenüber unerträglichen Forderungen von außen — 
die Theſe derer Lügen ſtrafen, die dauernd von völliger Erfolglofig- 
keit des deutſchen politiſchen Ringens der letzten Jahre ſprechen! 


Stehen wir heute vor neuen Krifen und follten fie wirk⸗ 
lich notwendig fein, um durch die Wucht der Tatſachen der Der- 
nunft endgültig eine Gaſſe zu bahnen? Wir wiſſen es nicht. Wir 
wiſſen nur, daß es die vom Schickſal geſtellte Aufgabe 
unſerer Generation ift, Deutſchland wieder zum hand- 
lungs fähigen, freien Staat zu machen, die deutſche 
Wirtſchaft zu ſtabiliſieren und ertragsfähig zu 
geſtalten und dem Gedanken des Deutſchtums über die 
Staatsgrenzen hinaus in Europa und der Welt zu neuer Geltung 
zu verhelfen. Wir Deutſchen haben weder den angelſächſiſchen, 
uns oft ziemlich brutal, manchmal auch ein wenig naiv an: 
mutenden politiſchen Inſtinkt, noch ſteht uns die Phraſe 
der lateiniſchen Völker und ihre Auswirkung zur Verfügung. Wir 
wollen wiſſen und dann wollen wir handeln. So ſollten 
wir nach dieſer Methode von „Verſailles“ und dem, was in zehn 
Jahren nach „Derfailles“ geſchah, das Wiſſen herleiten, daß 
unſer Volk nur in langer Arbeit und in Einigkeit 
und Geſchloſſenheit zu ſtaatlichem Ganzen, in 
wirtſchaftlicher Arbeitsgemeinſchaft und im 
beißen Bekenntnis zum Gedanken des deutſchen 
Volkstums zu Freiheit und neuer Größe aufzu- 
ſteigen vermag. Aber dieſes Wiſſen allein ge- 
nügt nicht. Es muß mehr als bisher ein Wille 
ſich bilden, die richtigen Folgerungen aus ihm 
zu ziehen! ; 
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Das Straßburger Münſier. 


Don Franz Dülberg. 


Eine Kathedrale des Mittelalters war etwas anderes als eine 
Aufgabe, die ein mehr oder minder geheimer Baurat mit Reißbrett 
und Eingaben im Verlauf eines knappen Jahrzehnts erledigt. Sie 
war auch mehr als die alle Fernſtehenden unberührt laſſende An⸗ 
gelegenheit eines einzel⸗ 
nen Religionsbefennt- 
niſſes. Straßburgs Mün⸗ 
fter, in der Romantiker⸗ 
zeit vielleicht mehr laut 
beſungen als tief erkannt, 
erlebte ſeine entſchei⸗ 
dende Zeit des Wachſens 
und Gedeihens vom letzten 
Viertel des zwölften bis 
zur erſten Hälfte des 
fünfzehnten Jahrhunderts 
— alſo durch mehr als 
ein Dierteljahrtaufend! 
Suerſt von den Biſchöfen, 
dann von der Bürger- 
ſchaft betrieben, war der 
Dombau und fein bild- 
neriſcher Schmuck die Ge⸗ 
legenheit, zu der ſich alle 
künſtleriſchen Kräfte die⸗ 
ſer langen und reich be⸗ 
wegten Seit ſammeln 
mußten, ſchon weil für 
den öffentlichen Ausdruck 
einer abſeitsſtehenden 
perſönlichen Weltanſchau⸗ 
ung auch die allereinfachſten Einrichtungen und Dorausſetzungen 
fehlten. 

Gewiß wird kein Einſichtiger heute auf die in ſchweren 
Kämpfen errungene Freiheit des Künjtlers verzichten wollen, felber 
den Gedanken zu wählen, den er mit ſeinem Werk ausdrücken will. 
Unverkennbar aber bleibt, daß der gei⸗ 
ſtig arbeitende Menſch unſerer Tage 
einen erheblichen, ja oft den beſten Teil 
feiner Kraft bei dem Ringen um die 
eigene Weltanſchauung und Stellung- 
nahme verbraucht. Der mittelalterliche 
Baukünſtler, Bildhauer und Maler ver- 
mochte das volle Maß der ihm verliehe⸗ 
nen Begabung ohne Abzug der Durch- 
geiſtigung und beſeelten Ausführung des 
als Stoff bis aufs letzte fertig vor ihm 
liegenden Werkes zu widmen. 

Gar keine rätjelhafte oder zauber⸗ 
hafte Geheimurſache alſo iſt es, die den 
eigentümlichen Reiz und Wert der 
größten Denkmale der Kirchenbaufunit 
des Mittelalters begründet. Einen Reiz 
und Wert, den auch der Nichtkatholik, ja 
der dem kirchlichen Leben Abgewandte in 
unverminderter Stärke zu empfinden 2 
vermag. Handelt es ſich doch einfach um das Gefäß, das durch 
Jahrhunderte hindurch die edelſte Kraft geiſtig angeſpannter 
Menſchen im Grenzbezirk zweier hochbegabter Nationen in fih 
aufgenommen hat! 

Das ſoeben angedeutete „Grenzermäßige“, der 
zwiſchen franzöſiſchem und deutſchem 
weſen ift durchaus nicht eine Sonder- 
eigenſchaft des Straßburger Kirchen- 
baus. Wie die großen Heldengedichte 
des Mittelalters, der „Parzival“ und 
„Triſtan“, auf Grund keltiſch⸗franzöſi⸗ 
ſcher Vorlagen in Wolframs von Eſchen⸗ 
bach und Gottfrieds von Straßburg 
Faſſung, deutſchen Bildreichtum der 
Sprache, deutſche Seelenergründung in 
ſich aufgenommen haben, ſo tragen auch 
tief im deutſchen Kernlande gelegene 
Dome, der Bamberger und der Naum- 
burger, in der Bauanlage und im bild- 
haueriſchen „Schmuck die deutlichen 
Spuren franzöſiſcher Anregungen, die 
im deutſchen Sinne vertieft und berei⸗ 
chert wurden. Gerade deutſche Kunſt⸗ 
forſcher, an ihrer Spitze Wilhelm Döge, 
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Austauſch 


Leidende Frau 
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Klagende Apoſtel 


waren es, die vor mehr als dreißig Jahren, zuerſt von den Der- 
tretern der alleinſeligmachenden „italieniſchen“ Lehre verſpottet und 
bekämpft, den Vorrang Frankreichs in der Erweckung des heute 
„gotiſch“ genannten Bauſtils, in der Schaffung einer beſeelten und 


nach⸗ 


freibewegten kirchlichen Bildhauerkunſt des 
wieſen. Auf Döges Spu⸗ 
ren ſchreitet Richard Ña- 
mann, der Marburger 
Kunſtgeſchichtslehrer, der 
zuſammen mit Hans Wei- 
gert jetzt das Straßburger 
Münſter im Deutſchen 
Kunſtverlag Berlin in einer 
nach Fahl und Güte der 
Abbildungen und würdig 
männlicher Gehaltenheit 
der geiſtigen Anſchauung 
vorbildlichen Ausgabe dar- 
bietet. 

Man braucht wohl 
kaum hervorzuheben, daß 
geſchichtliche Tatſachen 
durch politiſche Ereigniſſe 
der Zeit, in der wir leben, 
nicht verändert werden 
können. Kein einſichts⸗ 
voller Franzoſe wird, weil 
Grünewalds Iſenheimer 
Altar mit der Stadt Col- 
mar durch den Friedens⸗ 
ſchluß von 1919 an frant- 
reich gefallen iſt, den großen Aſchaffenburger Meiſter der „fran⸗ 
zöſiſchen Schule“ zurechnen. Nicht größere Veranlaſſung beſteht 
für uns, jetzt, weil das Straßburger Münſter der franzöſiſchen 
Kirchen⸗ und Denkmalsverwaltung unterſteht, das, was uns an dem 
vielgeſtaltigen Werke deutſch und was fremden Weſens erſcheint, 
anders zu ſehen als vormals. — Mit 
Recht hebt Hamann hervor, daß ſich 
unter den Biſchöfen, die bis 1704 in 


Mittelalters 


i Prophet 


Franzöſiſch⸗Sprachiger befand. Auch die 
wenigen erhaltenen Namen der am Werk 
mitſchaffenden Künſtler find ſämtlich 
deutſch. Der Kölner Dom, ruft der ge- 

wiß durch feine Studien eng mit frant- 
reich verbundene Herausgeber aus, hat 
mehr von franzöſiſchem Geiſt in ſich 
aufgenommen als das Straßburger 
Münſter. 

Freilich tun ſolche unwiderſprech⸗ 
lichen Wahrheiten wieder ihrerſeits der 
Tatſache keinen Eintrag, daß die großen 
Gedanken der Franzöſiſchen Revolution 
einen doch recht erheblichen Teil der 
Elſäſſer und Lothringer für den politi- 
ſchen Anſchluß an Frankreich, wenn 

auch nicht ſo ſehr für die Annahme franzöſiſcher Sitte und Sprache, 

gewonnen haben. Das Tragiſche hierbei iſt freilich, daß ein grobes 

veräußerlichendes Mißverſtehen dieſer lebenskräftigen Befreiungs- 

gedanken den irrſinnigen Statuenmord verſchuldet hat, der, wie ſo 

viele andere Kirchen auf franzöſiſchem Boden, auch Straßburgs 
Münfter des überwiegenden Teils 
ſeines mittelalterlichen bildhaueriſchen 
Schmuckes beraubt hat. 

Erhebender als dieſes unheilbare 
Derjchulden, das den Kunſtfreund zwingt, 
edelſte Reſte der Bildhauerkunſt ſtatt an 
dem ihnen gebührenden Platze in dem 
allmählich zu einem Münſtermuſeum 
werdenden „Frauenhauſe“ aufzuſuchen, 
wirkt die innere, echt deutſche, ſtim⸗ 
mungsmäßig an die Geſchichte der Fauſt⸗ 
dichtung erinnernde Tragödie des Mün- 
ſterbaues. Langſam, mit der Gründlich- 

keit ernſteſten Ringens ſchiebt fih die 
Entwicklung von den ſchweren romani⸗ 
ſchen Teilen der Krppta, der Apſis und 
des Oſtchores über die Nahtſtelle des 
ſüdlichen Querſchiff⸗Flügels, wo wir 
das Verlaſſen des urſprünglichen Plans 
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an heute noch ſichtbaren Spuren feſtſtellen können, zu der immer 
noch etwas breitbeinigen Gotik des Langhauſes und zum kriſtallenen 
Wundergeflecht der Weſtfaſſade. Auch hier ſind nicht alle Blüten⸗ 
träume gereift: die edle Durchſichtigkeit des „Riſſes B“, den 
Hamann wohl mit Recht dem größten Namen unter den Dombau⸗ 
meiſtern, dem 1518 verſtorbenen „Gubernator“ Erwin zuſchreibt, 
wurde wohl ſchon von Erwins Sohne Johannes zugunſten 
maſſiger Zwifchenbauten verlaſſen. In der Rofe, diefem reichſten 
und ſinnvollſten und dabei doch nirgends gewichtloſen Schmuckſtück 
aus gotiſchen Strahlen, dürfen wir wohl das klarſte erhaltene Ab⸗ 
bild Erwinſchen Geiſtes erblicken. 

Seeliſche Vertiefung wertvollen, aus der Fremde übernommenen 
Kunſtgutes ſpricht uns aus den koſtbarſten der erhaltenen Bild- 
hauerwerke des Münſters an. Der Meiſter, der etwa im dritten 
Jahrzehnt des dreizehnten Jahrhunderts am noch faſt romaniſchen 
Südportal des Querſchiffs das im edlen Einklang der Bewegungen 


ſo ergreifende Relief des Marientodes geſchaffen hat, gehörte viel⸗ 


leicht in Jugendjahren zu der Schar der Helfer an der Kathedrale 
von Chartres. Hat es doch auch in ſpäteren Jahrhunderten an 
niederländiſchen, deutſchen, dann italieniſchen Künſtlern im Kunit- 
betrieb der franzöfifchen Fürſtenhöfe nicht gefehlt! Aber der tief⸗ 
grabende Ernſt der Schmerzenszüge, den feine klagenden Apoſtel 
und die mit blinder Verbiſſenheit ihrem Leid hingegebene 


Frau aufweiſen, geht an Innigkeit des Ausdrucks über alles 
hinaus, was man in Chartres oder anderen franzöſiſchen Katbe- 
dralen ſehen kann. 

Eine ſpätere, rein gotiſche Leiſtung desſelben Künitlers ift nach 
Hamann die berühmte, jetzt an Ort und Stelle durch Kopien erſetzte 
Gruppe der triumphierenden Kirche und der gebrochenen Synagoge. 
In der ruhig abwartenden Haltung der Rechtgläubigkeit liegt hier 
kein Hohn, und der Verkörperung des Judentums hat der Bild- 
hauer in ritterlicher Geſinnung reinſte und edelſte Füge gegeben. 

Gewiß offenbart ſich in den mehr als ein halbes Jahrhundert 
ſpäteren Portalfiguren der Weſtfront mancher in beſonderem Sinne 
franzöfifch anmutende Fug. Etwa in den reichlich ſpieleriſchen, auf 
den Laſtern ſtehenden „Tugenden“, oder in der faſt Fabarettartigen 
Gruppe, die der böſe „Fürſt der Welt“ mit einer der törichten 
Jungfrauen bildet. Zu tiefſtem Ernſt dringt aber auch hier ein be- 
ſonderer Künſtler vor, der im geiſtigen Anſchluß an den Meiſter der 
„Eccleſia“, der triumphierenden Kirche, die oft von ſchöner 
Leidenſchaftlichkeit erfüllten Prophetengeſtalten des Mittelportals 
erſchuf. 

a im eigentlichſten Sinne deutſche Münſterwerk Hamanns 
und Weigerts haben örtliche, alſo heute franzöſiſche Behörden hilf⸗ 
reich begünſtigt. Gemeinſam herausgeben iſt immer beſſer als ge⸗ 
meinſam zerſtören. 


Aufnahmen des kunſth. Inſtituts in Marburg / Lahn. Entnommen dem Werk Hamann-Weigert: Das Straßburger Münſter und ſeine Bildwerke. Deutſcher Kunſtverlag, Berlin. 
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Von den Matrikularbeiträgen zu den Cänderüberweiſungen. 


Don Miniſterialdirektor Dr. Bog, Berlin. 


I. Das Thema ift ein Ausſchnitt aus dem Gebiet des 
Finanzausgleichs, d. h. der Geſamtregelung der finan⸗ 
ziellen Beziehungen der in einem Einheitsſtaate oder in einer 
Staatenverbindung vorhandenen Gebietskörperſchaften. Die Bes 
zeichnung „Finanzausgleich“ hat ſich in Deutſchland erſt einige Zeit 
nach Kriegsende eingebürgert. das Problem ſelbſt iſt aber alt; 
im Einbeitsſtaat, wo es fih nur um das Verhältnis des Staates zu 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden handelt, verhältnismäßig 
einfach, wird es in ſeiner Bedeutung gewaltig geſteigert in Staats- 


gebilden, in denen mehrere Gliedſtaaten zufammengeſchloſſen find 
(Staatenbund, Bundesſtaat). f zuf geſchloſſ 


Da, wo im zuſammengeſetzten Staat eine reſtloſe Trennung 
und Aufteilung der Steuerquellen auf die verſchiedenen Gebiets⸗ 
körperſchaften aus finanziellen oder politiſchen Gründen ſich als 
ars durchführbar erweiſt, herrſcht ein Miſchſyſtem in der Art, 
vaf Steuerquellen gemeinſam auf Rechnung der verfchiedenen Ge⸗ 
ietskörperſchaften bewirtſchaftet werden. Es ſind verſchiedene 


Formen einer gemeinſamen Bewirtſchaftung denkbar 
und praktiſch e wirtſchaf 9 


Die eine Form iſt d 
ſchließt die üb ſt das fogenannte Umlageſpſtem. Es 


Die i ergeordnete Gebietskörperſchaft an die eingeordneten 
ſelbſt unmitteßbordnete Körperſchaft hat mit dem Steuerpflichtigen 
ee unmittelbar nichts zu tun, fondern hält fih nur an die 
1 geordneten Gebietskörperſchaften; deren Steuern berühren ſie 
at infofern, als fie den Mapitab für die Umlage bilden. Eine 
trat, dieſes Srſtems ift das Sytem der Matritularbei- 
ger inſofern verſchieden von dem eigentlichen Umlageſpſtem, 
705 Maßſtab für die Umlage in der Kegel nicht das Steuerauf⸗ 
ommen, ſondern die Bevölkerungszahl bildet. Die Einrichtung der 
Matrikularbeiträge deutet, auch wenn ſie nur zur Ergänzung von 
ſelbſtändigen Einnahmen der Zentralgewalt dienen, immer auf 
einen geringen Grad politiſcher Zentralifation hin. 

Dagegen iſt das Syſtem der Steuerüberweiſungen 
Kennzeichen einer ſtarken Fe Es beſteht darin, daß 
ie übergeordnete Gebiets örperſchaft die gemeinſamen Steuern 
allein erhebt, von ihnen aber ein Teil an die eingegliederten Gebiets⸗ 
körperſchaften überweiſt. Don einer dritten Form ſteuerlicher 
Gemeinſchaftswirtſchaft, der Form der Zuſchläge durch den 
untergeordneten Verband zu einer von der übergeordneten Gebiets⸗ 
körperſchaft in erſter Linie für ſich in Anſpruch genommenen 
Steuer, foll bier nicht weiter die Rede fein. 


II. Das Syſtem der Matrikularbeiträge hat das alte Deutſche 
Reich als Erbſchaft des Heiligen Römiſchen Reichs Deutſcher Nation 
(jog. Römermonate) und des Deutjchen Bundes übernommen. 
Nach Art. 70 RD. vom Jahre 1871 waren die gemeinſamen Aus- 
en, ſoweit fie nicht durch Zölle, Derbraucsfteuern und aus 


em Poft- und Telegraphenweſen fließende Einnahmen gedeckt 


waren, durch Matrikularbeiträge der einzelnen Bundesſtaaten nach 
Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche bis zur Höhe 
des budgetmäßigen Betrages durch den Reichskanzler auszuſchreiben 
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waren. Dies aber mit der wichtigen Einſchränkung: „ſolange 
Reichsſteuern nicht eingeführt find“ (der ſog. 
clausula Miquel). Die Matrikularbeiträge waren alſo als vor⸗ 
läufige Einrichtung gedacht, die man im Laufe der Seit durch 
eigene Steuereinnahmen des Reichs erſetzen zu können glaubte. An 
darauf gerichteten Verſuchen der Reichsregierung hat es nicht ge⸗ 
fehlt, ſie haben aber nie zum Siele geführt. Die Mängel dieſer 
Einrichtung — die Abhängigkeit des Keichs von den Gliedſtaaten, 
das Unficherheits- und Störungsmoment für die Etats der Glied- 
ftaaten, die Ungerechtigkeit der Umlegung nach der Bevölkerungs- 
zahl ohne Rückſicht auf die verſchiedene Leiſtungsfähigkeit der 
Gliedſtaaten — ſind oft genug gerügt worden. Trotzdem und 
obwohl fih wiederholt die Möglichkeit der Ablöſung der Matri- 
kularbeiträge bot, hat der alte Reichstag ihre Beibehaltung aus 
doktrinär⸗politiſchen Gründen erzwungen; er fürchtete für ſein 
„heiliges“ Einnahmebedingungsrecht, wenn dieſer bewegliche Ein- 
nahmefaktor aus dem Keichshaushalt verſchwände! Als die Joll- 
und Steuerreform von 1879 eine erhebliche Mehrung der eigenen 
Reichseinnahmen in Ausſicht ſtellte, fo daß die Matrikularbeiträge 
entbehrlich zu werden ſchienen, ſchuf der Reichstag entgegen der 


Abſicht Bismarcks, der das Keich finanziell auf eigene Füße ſtellen 


wollte, ein künſtliches Defizit: durch die fog. Franken 
ſteinſche Klaufel entzog er dem Reich wieder einen 
weſentlichen Teil der Mehreinnahmen von Zöllen und Tabakſteuer 
(ſpäter auch von Reichsſtempel⸗ und Branntwein⸗Abgabe), und ver- 
wendete fie zu Überweiſungen an die Gliedſtaaten, die fich gleich- 
falls nach der Bevölkerungszahl richteten. So blieb ein Defizit 
im Keichshaushalt, das man wie bisher durch Bewilligung von 
Matrikularbeiträgen jährlich decken mußte. Allerdings war bis 
1898 in vielen Jahren das Verhältnis ſo, daß die überweiſungen 
an Keichsſteuereinnahmen größer waren als die Matrikularbeiträge 
und den Gliedſtaaten aan ausgezahlt wurden. Seit 1898 
konnten aber nicht nur keine Überſchüſſe gezahlt werden, ſondern 


die durch Überweiſungen nicht gedeckten Matrikularbeiträge er⸗ 


reichten allmählich eine ſolche Höhe, daß fie von den Bundesſtaaten 
im Intereſſe ihrer geordneten Finanzwirtſchaft nicht ohne weiteres 
eingefordert werden konnten. Das Reich ſtundete deshalb die über 
gewiſſe Kopfbeträge hinausgehenden Beiträge und übernahm fie 
ſchließlich auf fih ſelbſt, d. h. auf Reichsanleihen. So ergab fich 
als Folge dieſes Syſtems: Erſchwerung einer klaren und ge- 
ordneten Finanzwirtſchaft in Reich und Bundesſtaaten, Unter- 
laſſung der Schaffung eigener Einnahmen für das Reich und eine 
ungeſunde, übermäßige Anſpannung des Reichskredits. — Das 
Reich trat mit einer Schuldenlaſt von etwa 5 Milliarden Mark in 
den Krieg. Ssi 
Bei Gelegenheit der Finanzreform des Jahres 1915 plante die 
Keichsregierung eine „Veredelung“ der Matrikularbeiträge in der 
Art, daß ſie nicht mehr nach der Bevölkerungszahl, ſondern nach 
dem Wehrbeitrag, alſo nach der Steuerkraft der Gliedſtaaten auf 
dieſe umgelegt werden ſollten. Dieſer Vorſchlag fand aber nicht 
die Billigung des Reichstags. Dagegen führte er den Wehrbeitrag 
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und die Reichsbeſitzſteuer, eine Vermögenzuwachsſteuer, ein und 
begab ſich damit — wenn auch vorſichtig und zögernd — auf das 
Gebiet der direkten Steuern, die bisher nach einem 
ungeſchriebenen Dogma den Ländern vorbehalten waren. Die 
Matrikularbeiträge aber blieben trotz dieſer Steuern und der ver⸗ 
ſchiedenen während des Krieges ausgeſchriebenen Kriegsabgaben 
eine dauernde Einrichtung bis zum Jahre 1919. 


III. Erſt die Umwälzung der ſtaatlichen Ordnung als Folge 
des verlorenen Krieges ſtellte den abſoluten Vorrang des 
Reiches im ganzen Gebiet des Abgabenweſens her. Grund— 
legend beſtimmte die neue Reichsverfaſſung in Art. 8: 

„Das Reih hat ferner die Geſetzgebung über die Abgaben 
und ſonſtigen Einnahmen, ſoweit ſie ganz oder teilweiſe für 
feine Zwecke in Anſpruch genommen werden. Nimmt das Reich 
Abgaben oder ſonſtige Einnahmen in Anſpruch, die bisher den 
Ländern zuſtanden, jo hat es auf die Erhaltung der Lebensfähig⸗ 
keit der Länder Kückſicht zu nehmen.“ 


Damit war der in der alten clausula Miquel nur verſchämt 
angedeutete Grundſatz der konkurrierenden Geſetzgebung des Reichs 
auch auf dem Gebiete der Finanzen klar herausgeſtellt. Nach 
Art. 12 RD, behalten die Länder das Recht der Geſetzgebung nur 
ſolange und ſoweit das Keich von ſeinem Geſetzgebungsrecht keinen 
Gebrauch macht. Macht das Reich aber davon Gebrauch, ſo gilt 
der Satz des Art. 15: „Keichsrecht bricht Landesrecht“. Die un- 
geheuren äußeren und inneren Kriegslajten eröffneten nunmehr 
dem Reiche den vollen Einbruch in die Beſteuerung des Ein⸗ 
kommens und des Vermögens. Die Einkommen⸗ und Körper- 
ſchaftsſteuer unterwarf das Reich in vollem Umfange feinem u- 
griff. Die reichsrechtliche Beſteuerung des Vermögens, in die das 
Reich jhon mit dem Reichsnotopfer eingebrochen war, fand in dem 
Vermögenſteuergeſetz ihren Abſchluß. Die Umſatzſteuer wurde zu 
einer außerordentlich ergiebigen Einnahmequelle des Reiches aus⸗ 
gebaut. Auf weitere neue Reichsſteuern ſoll hier nicht eingegangen 
werden. Da mit dieſen Steuern der Bedarf des Reiches weit mehr 
als voll gedeckt war, während die den Ländern und Gemeinden ver- 
bliebenen Steuern — außer einigen kleineren indirekten Steuern, 
die fog. Realſteuern, nämlich die Grund- und Gebäudeſteuer, die 
Gewerbeſteuer und ſpäter die Zauszinsſteuer —, zur deckung ihres 
finanziellen Bedarfs nicht ausreichten, mußte das Reich nunmehr 
ſeinerſeits aus ſeinen Steuern den Ländern und Gemeinden 
Überweiſungen zukommen laſſen. Man hat das jo aus“ 
drücken wollen, daß während bis zum Kriege das Reich Koſtgänger 
der Bundesſtaaten geweſen wäre, nunmehr die Länder Kojtgänger 
des Reiches geworden ſeien. Ganz ſtimmt das indeſſen nicht. Was 
den Ländern aus den Steuereinnahmen des Reiches zufließt, iſt 


keine ſtarre für alle Zeit feſtſtehende Dotation, ſondern ein Teil 
des Steuerertrages, der mit der Geſamthöhe des Steuerauf- 
kommens auch ſeinerſeits ſteigt und fällt. Die Länder nehmen an 
Chance und Riſiko des Steueraufkommens teil und erſcheinen 
deshalb mehr als Teilhaber, denn als Koſtgänger des Reichsſteuer⸗ 
fiskus. Überdies werden die Steuerüberweiſungen im weſentlichen 


nicht nach der Bevölkerungszahl, ſondern nach der Steuerkraft auf 


die Länder verteilt. Rein gilt dies allerdings nur für die Ein- 
kommen⸗ und Körperſchaftsſteuer, von der die Länder leinſchließlich 
ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände) 75 v. H. erhalten. Bei der 
Umſatzſteuer, von der 500.5. des Aufkommens an die Länder und 
Gemeinden überwieſen werden, liegt eine Miſchung vor, indem 
die Steuer zu zwei drittel nach der Bevölkerungszahl und nur 
zu einem Drittel nach dem örtlichen Aufkommen verteilt wird. Die 
drei weiteren fog. Überweiſungsſteuern (Grunderwerbſteuer, Kraft- 
fahrzeugſteuer und Rennwettſteuer) werden den Ländern reſtlos (ab⸗ 
züglich eines Verwaltungskoſtenbeitrages von à v. H.) überwieſen, 
ſo daß es ſich bei ihnen eigentlich nicht um gemeinſam bewirt⸗ 
ſchaftete Steuern handelt. 


IV. Neuerdings ſcheint das Syitem der Überweiſungen dadurch 
einen Stoß zu erleiden, daß das Reich für 1929 eine Voraus- 
beteiligung von 120 Millionen RM. an dem Aufkommen aus 
Einkommen-, Körperſchafts⸗ und Umſatzſteuer für fih verlangt und 
erſt nach dieſem Voraus die regelrechte Verteilung einſetzen ſoll. 
Allerdings hat die Keichsregierung erklärt, daß dieſe Maßnahme 
nur als Notmaßnahme für das Jahr 1929 gedacht fei und grund⸗ 
ſätzlich dadurch an dem Syſtem der gemeinſamen Steuerbewirt- 
ſchaftung nichts geändert werden ſoll. Die Länder haben gegen 
dieſe Maßnahme die ſchwerſten Bedenken erhoben. Sie iſt im 
Reichsrat auch in abgeſchwächter Form nur gegen eine ſtarke 
Minderheit durch Unterſtützung Preußens durchgegangen, das dieſe 
Maßnahme zwar auch nicht als ſachlich berechtigt anerkennen 
konnte, aber ſich aus dem politiſchen Gefühl heraus, daß die 
Länder dem Reich in dieſer ſchweren Not ein Opfer niht verjagen 
könnten, damit abfand. Die Länder fürchten, daß das Reich auch 
künftig bei Schwierigkeiten in der Abgleichung des Reichshaus⸗ 
halts auf dieſes bequeme Aushelfsmittel zurückgreifen könnte, und 
erblicken in dieſer „Kontingentierung“ einen Einbruch in das 
Syſtem der gemeinſamen Steuerbewirtſchaftung, der ihnen jede Ent- 
wicklung in der Erfüllung ihrer kulturellen und Wohlfahrtsauf⸗ 
gaben abſchneiden könnte. In der Tat würde dieſes Vorgehen, 
wenn es Schule machen würde, eine Rückkehr zu dem Syſtem der 
Matrikularbeiträge bedeuten, wenn auch in der Form, daß die 
Kürzung nicht nach dem rohen Maßſtab der Bevölkerungszahl, 
ſondern nach dem veredelten Maßſtab der Steuerkraft erfolgt. 


Die internationale und die deutfche Agrarkriſe. 


Don Geh. Reg.-Rat Profeſſor Dr. M. Sering. 


Die Urſache für die im Jahre 1920 ausgebrochene internatio- 
nale Agrarkriſe liegt nicht in einer Überproduktion, nicht 
in der Steigerung der landwirtſchaftlichen Produktion über den 
Dorkriegsbedarf hinaus. Schon mit dem 19. Jahrhundert ift die 
Zeit zu Ende gegangen, in der die Bedingungen gegeben waren, 
um die Brot- und Fleiſchproduktion auf extenſivem Wege, d. h. 
durch Erweiterung der benutzten Flächen, raſcher zu mehren, als 
die ſtädtiſch⸗induſtrielle Bevölkerung der ziviliſierten Welt anwuchs. 
Im ſcharfen Gegenſatz zu der Preiskriſis im letzten Viertel des 
19. Jahrhunderts ſind von 1920 bis 1924 die Agrarpreiſe gefallen, 
obwohl der ſtädtiſchen Bevölkerung weniger Brotgetreide und Fleiſch 
als vor dem Kriege zur Verfügung ſtand. Die im Kriege bei ver- 
doppelten Preiſen ſtark vermehrte überſeeiſche Getreideproduktion 
hat keineswegs den Ausfall an oſteuropäiſchem Brot» und futter- 
getreide ganz zu decken vermocht. Dieſer Ausfall war dauernder 
Natur, weil die Revolution von 1917 das ruſſiſche Keich zu einer 
Domäne der Uleinbauernſchaft gemacht hatte, die die eigene Ernte 
zum Hauptteil ſelbſt verbraucht, und weil ganz Zwiſcheneuropa vom 
Baltikum bis Griechenland dem ruſſiſchen Beiſpiel gefolgt iſt. 

Ebenſowenig vermochten auf mehrere Jahre hinaus die reich⸗ 
lichen argentiniſchen Fleiſchzufuhren einen vollen Ausgleich für die 
ſtarke Minderung zu ſchaffen, welche die europäiſchen Viehbeſtände 
während des Krieges erfahren hatten. Die Urſache für die inter- 
nationale Agrarkriſis der Nachkriegszeit liegt alſo nicht auf ſeiten 
des Angebots. Die Urſache liegt vielmehr in der Senkung des Ein⸗ 
kommens der Bevölkerung in den europäiſchen Induſtrieländern. 
Wohl find die unmittelbaren Schäden des Krieges im Laufe einiger 
Jahre geheilt worden, aber das europäiſche Induſtriegebiet hat, als 
ein Ganzes betrachtet, eine ſchlimme Minderung ſeines Wohlſtandes 
und Verſchlechterung feiner Entwicklungsbedingungen erlitten. 

Um das wichtigſte hervorzuheben: 

Mit dem Derfiegen des ergiebigſten Zuftromes von Nahrungs- 
mitteln, nämlich von Getreide aus Oſteuropa, ift auch der Gegen⸗ 


160 


ſtrom von Induſtriewaren nach dem Oſten — und das waren 
hauptſächlich deutſche Induſtriewaren — zuſammengeſchrumpft. Die 
politiſche Zerſplitterung Europas, die Errichtung von 11 000 km 
neuer Grenzlinien, der engſtirnige Nationalismus, mit dem die 
europäiſchen Länder ſich handelspolitiſch abſperren, erſchweren aufs 
äußerſte die Ausbildung einer großinduſtriellen Organiſation von 
gleicher Leiſtungsfähigkeit wie die nordamerikaniſche. Noch 
ſchlimmer iſt die europäiſche Induſtrie durch die nach dem Kriege 
verſchärfte Abſperrung der agrariſchen Exportländer, an ihrer Spitze 
die Vereinigten Staaten, betroffen. Endlich und vor allem iſt das 
europäiſche Induſtriegebiet heute viel höher als vor dem Kriege 
mit unproduktiven Ausgaben, d. h. mit Militärlaſten und politi- 
ſchen Außenſchulden belaſtet. Aus all dieſen Gründen ift die Kon- 
kurrenzkraft der europäiſchen Induſtrie, das Einkommen und die 
Kaufkraft der europäiſchen Induſtriebevölkerung herabgeſetzt. 

Am ſchlimmſten aber unter allen europäiſchen Induſtrievölkern 
ijt das deutſche verarmt, feine Produktivkraft geſchwächt durch den 
Derluft des an Bodenſchätzen beſonders reichen achten Teiles ſeines 
Heimatgebietes und den Derlujt aller feiner Kolonien, fein Dolfs- 
vermögen verringert durch erſatzloſe Wegnahme des deutſchen 
Staats- und Privateigentums in den abgetrennten Gebieten, durch 
Konfiskation der im Ausland erfaßbaren deutſchen Kapitalanlagen 
und der ganzen ſeegängigen Handelsflotte. Dem ſo verkleinerten 
und ausgeplünderten Lande hat man dann eine Uriegsentſchädigung 
auferlegt, deren Unerſchwinglichkeit ich noch nachweiſen werde. 

Nach unumſtößlichen Geſetzen aber beſtimmt bei einem gege- 
benen Angebot die Kaufkraft des für den Abſatz unentbehrlichen 
„letzten Käufers“ den Preis des ganzen Dorrats. Die internatio- 
nale Agrarkriſis erreichte deshalb ihren Höhepunkt, als im Jahre 
1925 die Franzoſen und Belgier in das Ruhrbecken einrückten, um 
den Tribut gewaltſam beizutreiben. Sie brachten die deutſche 
Volkswirtſchaft und Maſſenkaufkraft zum völligen Zufammenbrud. 
Der Goldwert der aus Deutſchland exportierten Induſtriewaren 
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fan? auf weniger als die Hälfte der Vorkriegszeit herab, der Real- 
lohn der gelernten Arbeiter auf ein Viertel, der der ungelernten auf 
zwei Drittel des Vorkriegslohns. Aber die deutſche Arbeiterſchaft 
war als letzter Abnehmer von Getreide und Fleiſch unentbehrlich, 
die Preiſe mußten ſich deshalb ihrem Einkommen anpaſſen. So 
hat die Farmerſchaft der ganzen gemäßigten Zone an der Der- 
elendung Deutjchlands teilgenommen. Im Weiten der Dereinigten 
Staaten kamen in der erſten Hälfte der zwanziger Jahre gegen 
25 000 Farmen und Hunderte von Banken in Konkurs, viele Mil- 
lionen von Menſchen verließen das flache Land, um ſich in den 
amerikaniſchen Städten ein beſſeres Unterkommen zu ſichern. ; 

Wejfentlih weil die Regierung der Dereinigten Staaten diefe 
Suſammenhänge erkannte, gab fie ihre bisherige Zurüdhaltung auf 
und beteiligte fih an der internationalen Konferenz von Sachver- 
ſtändigen, aus deren Beratungen das Dawesabkommen vom Herbſt 
1924 hervorgegangen iſt. Dieſes Abkommen machte die Hoffnung 
rege, daß nach zehnjährigem Kriege endlich die friedliche Arbeit das 
Werk des Wiederaufbaues verrichten könne. Die nun reichlich nach 
Europa und beſonders nach Deutſchland aus den Vereinigten 
Staaten einſtrömenden Kredite ſteigerten die induſtrielle Produktion 
und ſetzten ſich größtenteils in Löhne und Gehälter um. Sie hoben 
dadurch Kaufkraft und Verbrauch in außerordentlich ſtarkem Maße. 
Hier liegt der entſcheidende Grund dafür, daß die Agrarpreiſe über 
die ganze Erde hin ſeit Mitte 1924 ſich im Derhältnis zu den In⸗ 
duſtriepreiſen hoben, auf den internationalen Märkten die fog. 
Preisſchere alſo ſich verengte und teilweiſe ſchloß. Beſonders 
kräſtige zogen die Preiſe für ſolche Waren an, die ſich an die kauf⸗ 
kräftigeren Bevölkerungskreiſe wenden: Qualitätserzeugniſſe, wie 
Butter, befte Fleiſchſorten, Bemüfe und Gbſt, die im Welthandel 
eine ſteigende Rolle ſpielen. 

Ungünſtiger dagegen blieb die Preisbildung für diejenigen Er- 
zeugniſſe, welche dem Bedarf der breiteſten Maſſen dienen, wie 
Brotgetreide und gewöhnliche Fleiſchſorten. Wohl wurden auch 
diefe Maſſenwaren feit 1924 teurer, überall aber muß der Land- 
wirt für Kleider, Schuhe, Hausrat und Handwerksleiſtungen (ſel⸗ 
tener auch für Produktionsmittel) mehr an Getreide und Fleiſch 
hergeben als vor dem Kriege. Dadurch wird die Lebenshaltung der 
landwirtſchaftlichen Bevölkerung herabgeſetzt und ihr Arbeitsertrag 
geſchmälert. Für die landwirtſchaftlichen Maſſenwaren, die im all⸗ 
gemeinen die Haupteinnahme des Landwirtes in der gemäßigten 
Sone liefern, dauert alfo das Mißverhältnis zu den Induſtriepreiſen 
in erheblichem Umfange, wenn auch in abgeſchwächtem Maße, fort. 
Woliegen die Urſachen für ſolch abnormale Preis- 
bildung d 

Auch nach 1924 kann von einer Überproduktion von Broi- 
getreide und Fleiſch keine Rede fein, wenn wir abſehen von Aus- 
nahmejahren wie dem jetzigen, das der Kekordernte von 1928 folgt, 
und abſehen von der mit zunehmender Milchwirtfchaft verbundenen 
Mehrung des Angebots von alten Kühen, die als Abfallware an⸗ 
zuſehen ſind. Ebenſowenig kann bisher der Erniedrigung der Pro⸗ 
duktionskoſten ein entſcheidender Einfluß zuerkannt werden, ob⸗ 
wohl der Gebrauch des in den letzten Jahren eingeführten Traktors 
und des Mähdreſchers fih im Weizenbau der Peripheriegebiete ſehr 
ökonomiſch geſtaltet. Vielmehr iſt die letzte Urſache für die nach 
wie vor unbefriedigende Preisbildung bei den Maſſenerzeugniſſen 
dieſelbe, welche im Jahre 1920 die internationale Agrarkriſis aus» 

rechen ließ: nämlich die geſenkte Kauffraft des induſtriellen 
uropa, Wie ſehr dieſes, als Ganzes geſehen, nach wie vor ver⸗ 
armt ift, zeigen die Rieſenziffern der Arbeitsloſen gerade in den 
führenden Induſtrieländern wie England und deutſchland — anfangs 
1928 in ganz Europa einſchließlich der Angehörigen insgeſamt rd. 
25 Millionen Köpfe —, zeigt das beſonders in Deutſchland große Heer 
Bee der Inflation ihres Dermögens beraubten Mitteltlafjen, zeigt 
7 ich gegenüber der Vorkriegszeit die Erhöhung der Zinfen für 
eihfapital und der Überall beklagte ſchwere Steuerdruck. 

Don vornherein iſt ja einleuchtend, daß, was das Dawes⸗ 

nd brachte, der amerikaniſche Kredit keinen Einfluß haben 
zonnte auf die ſchon genannten Haupturfachen der Entkräftung im 
induſtriellen Europa, die gegenſeitige Abſperrung der Kulturländer 
und vor allem die mächtig erhöhten unproduktiven Ausgaben der 
öffentlichen Körperſchaften. 
di Nach ‚einer für 1925 vorliegenden genauen Berechnung find 
ie Militär- und Kriegsausgaben im entwaffneten Deutſchland, 
ausgedrückt in Vorkriegskaufkraft, jetzt um % Milliarde Rm. 
Koder 40 v. Z.) niedriger als vor dem Kriege, aber in vier ſieg⸗ 
reichen Ländern, nämlich in Großbritannien und Frankreich 
nebſt Belgien und Italien, um 2% Milliarden Mark (d. f- faſt 
20 v. H.) jährlich höher als vor dem Kriege. Um den gleichen 
Betrag ſind die unproduktiven Steuern erhöht, iſt der volkswirt⸗ 
ſchaftliche Reinertrag der europäiſchen Siegerſtaaten gemindert. 

Zu den erhöhten Militär- und Kriegslaften kommen die Aus- 
gaben für die im Kriege entſtandene politiſche Außenſchuld 
Europas. Ihre Derzinfung und Tilgung mindert ihrem vollen 
Betrage nach die Kaufkraft der Schuldnerländer. Hätten ſie nicht 
alljährlich 1233 Millionen RM. für ihre Kriegsſchulden an die Ver ⸗ 


einigten Staaten zu entrichten, ſo könnten ſie rechnungsmäßig das 
Doppelte an Weizen und Weizenmehl oder an tieriſchen Erzeug⸗ 
niſſen von dort beziehen und das Bezogene höher bezahlen. Die 
europäiſchen Siegervölker haben die ihnen auferlegte Laſt von 
Anfang an als kaum erträglich empfunden. 62 Jahre lang — ſo 
klagte Profeſſor Keynes im Jahre 1925 — muß England an die 
Vereinigten Staaten eine Summe entrichten, die größer iſt als der 
geſamte Reinertrag feiner Handelsſchiffahrt und feines Kohlen- 
bergbaues zuſammengenommen. Inzwiſchen hat ſich nun aber die 
Sachlage inſofern völlig verändert, als der entgegen allen Erwar- 
tungen vollſtändige Eingang der deutſchen Tributzahlungen es den 
weſteuropäiſchen Schuldnervölkern geſtattet hat, ihre Verpflichtungen 
aus der politiſchen Außenſchuld an Amerika reſtlos auf Deutſch⸗ 
land zu überwälzen. Nur während der kurzen, Deutſchland be⸗ 
willigten Schonzeit haben ſie einen Teil der Laſt ſelbſt getragen. 
Damit kommen wir zu dem Gegenſtand, über den man jetzt in 
Paris verhandelt, und zu der wichtigſten Urſache, für die weit über 
die internationale Agrarkriſis hinaus ungünſtige Lage des größeren 
Teils der deutſchen Landwirtſchaft. 


Unter Bruch des feierlichſt geſchloſſenen Dorfriedens hat man 
nach den Diktaten von Verſailles 1919 und von London 1921 im 
Dawesabkommen von 1924 Deutſchland einen Tribut auferlegt, der 
doppelt jo groß iſt wie die Summe, welche 13 europäiſche Staaten 
zuſammengenommen an die Vordamerikaniſche Union zu entrichten 
haben. Umgerechnet auf ein zu 5 v. J. verzinsliches Kapital, macht 
der Gegenwartswert der Amerikaſchuld dieſer 13 Länder 24% Mil- 
liarden Rm. aus, der Deutſchland auferlegte verzinsliche 
Tribut aber 50 Milliarden. Bekanntlich iſt Deutſchland feinen Der- 
pflichtungen reſtlos nachgekommen. Aber keineswegs, wie auslän⸗ 
diſche Theoretiker und Finanzleute behaupten, in der Weije, daß 
die amerikaniſchen Kredite den Ertrag der deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft jo wunderbar geſteigert hätten, daß fie daraus 1. den Tribut 
mit jetzt jährlich 2% Milliarden RM., 2. die ſchon auf eine Mil- 
liarde geſtiegene Derzinfung der neu aufgenommenen privaten Aus- 
landsſchulden, außerdem 3. die für den Unterhalt der deutſchen Be⸗ 
völkerung unentbehrliche Nahrungsmittelzufuhr zu bezahlen ver⸗ 
mochte. Wohl haben die ausländiſchen Anleihen in den letzten 
zwei bis drei Jahren eine induſtrielle Inlandskonjunktur in 
Deutſchland hervorrufen können mit der Wirkung, daß die Sahl 
der monatlich unterſtützten Erwerbsloſen im September 1927 ihren 
Tiefſtand mit 450 000 Köpfen erreichte — jetzt find es ſchon wieder 
mehr als 2 Millionen —, und das Realeinkommen der tatſächlich be- 
ſchäftigten Induſtriearbeiter etwa auf den Vorkriegsſtand anſtieg. 
In dieſer Aufſchwungsperiode ſind auch den öffentlichen Kaſſen 
beſonders reichliche Einnahmen zugefloſſen. Aber nur in wenigen 
Monaten war die induſtrielle Produktion ſtark genug, um im Aus- 
landsverkehr höhere Werte abzuſetzen, als die Induſtrie von dort 
an Rohſtoffen und Halbfabrikaten beziehen mußte. Saft ohne 
Deckung durch den induſtriellen Ausfuhrüberſchuß blieb die Nah⸗ 
rungsmittelzufuhr, die ſich hauptſächlich infolge der Gebietsverluſte 
gegen die Vorkriegszeit verdoppelt hat und die deutſche Handels⸗ 
bilanz mit mehr als 2 Milliarden RM. jährlich paſſiv macht. Man 
hat die Tribute alſo einem Volke auferlegt, welches man zugleich 
durch Annexionen und Enteignungen außerſtand ſetzte, auch nur ſein 
Leben aus eigener Kraft zu friſten. Um die nötigen Nahrungs⸗ 
mittel und die Zinfen für die private Außenſchuld zu beſchaffen, 
um außerdem den Tribut und in ihm die ſämtlichen Kriegsſchulden 
der Alliierten an die Amerikaner zu entrichten, muß Deutſchland 
Schuld auf Schuld und Zins auf Zins häufen. Dies iſt ein Zuftand, 
der nur ſolange fortdauern kann, als ſich Leute finden, die für ſolche 
wirtſchaftlich meiſt unproduktiven Zwecke Geld hergeben. Die 
deutſche Wirtſchaft befindet ja in einer bloßen Scheinblüte. Denn 
die Induſtrie eines Landes kann auf die Dauer nur gedeihen, wenn 
ſie ſich eines ergiebigen Inlandsmarktes erfreut. Solcher ſetzt eine 
ſtark entwickelte Bodenproduktion in Bergbau und Landwirtſchaft 
voraus. Aber das verkleinerte Deutſchland erzeugt kaum noch an⸗ 
dere mineraliſche Rohſtoffe als Kohle und Kali, und die Hoffnung, 
es werde der Landwirtſchaft gelingen, jene mächtige Steigerung der 
Bodenerträge herbeizuführen, welche die Maſſenzufuhr der Naha 
rungsmittel überflüſſig macht, bietet geringe Ausſicht auf Erfüllung. 

Denn die deutſche Landbevölkerung befindet ſich in einer ſo 
ſchwierigen Lage, daß fie — weit entfernt, die Volkswirtſchaft auf 
eine neue und feſte Grundlage zu ſtellen — jetzt im Begriff iſt, die 
Städte und Induſtriebezirke in den Bannkreis der eigenen Not zu 
ziehen. So merkwürdig es klingt: obwohl die geſteigerte Kaufkraft 
der deutſchen Induſtriebevölkerung die Agrarpreiſe in der ganzen 
Welt hob, hat die deutſche Landwirtſchaft davon den geringiten- 
Nutzen gehabt. Ihre Preiſe ſind ungünſtig, nicht nur für Getreide 
und das andere Hauptprodukt des deutſchen Oſtens, für Kartoffeln, 
ſondern auch für Zuckerrüben, mit deren Ausfuhrüberſchuß wir vor 
dem Kriege die geſamte Einfuhr an Brotgetreide bezahlen konnten. 
Die Zuckerpreiſe find gedrückt durch die mit Hilfe amerikaniſchen 
Kapitals gekräftigte Konkurrenz des Rohzuckers. Was aber 


die Kartoffeln anlangt, von denen Deutſchland mehr produziert 


als irgendein anderes Land, ſo iſt es bisher noch nicht ge⸗ 
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lungen, dieſen großen Reichtum nach guten Ernten zweckmäßig zu 
verwerten. Die Herſtellung hochwertiger Qualitätserzeugnifje, be- 
ſonders auch der Molkereiinduſtrie, iſt — zum Beiſpiel hinter Eng⸗ 
land, Holland und Dänemark — feit dem Kriege ſehr zurück- 
geblieben. Techniſch wäre es durchaus möglich, die Einfuhr ſolcher 
hochwertiger Produkte durch eigene Erzeugung raſch zu erſetzen. 
Aber dieſe und ähnliche andere Beſtrebungen ſcheitern bisher an der 
Kapitalarmut unſeres Landes. Und hier kommen wir zu dem Kern 
des Übels. 

Die ſchlimme Lage der deutſchen Landwirtſchaft tritt in der 
Tatſache zutage, daß die durch die Inflation herbeigeführte, faſt 
völlige Schuldentlaſtung in wenigen Jahren wieder rückgängig ge⸗ 
macht worden ift und der deutſche Grundbeſitz vom Hektar jetzt um 
ein Drittel höhere Schuldzinſen aufzubringen hat als vor dem 
Kriege. In der KUleinbauernwirtſchaft ift die Verſchuldung im 
ganzen geringer, dafür die Lebenshaltung dort um fo tiefer her- 
abgedrückt. Nach meiner Überzeugung liegt die wichtigſte Urſache 
für das rapide Anſchwellen der landwirtſchaftlichen Schulden in 
dem Druck der öffentlichen Abgaben, dem hohen Zinsfuß und dem 
Beſtreben, mit Hilfe zu teuren Kredits intenſiv zu wirtſchaften. 
Über hohe Steuern, ſoziale Abgaben und Zinfen klagt auch die Fn- 
duſtrie des tributpflichtigen Landes, aber fie kann durch ihre Kar» 
telle viel eher als die auf Millionen von Betrieben verſtreute Land⸗ 
wirtſchaft die Laſten auf den Inlandsverbraucher im Preiſe ab- 
wälzen, auch ſteht der Landwirtſchaft nicht das techniſche Mittel zur 
Verfügung, mit dem die Induſtrie die hohe Finsbelaſtung innerhalb 
des eigenen Produktionsprozeſſes unſchädlich zu machen verſteht: 
nämlich die Beſchleunigung des Kapitalumfchlags. 

In einem dichtbevölkerten Lande mit ſchon hochgeſpannter In⸗ 
tenſität des Anbaues iſt aber eine weitere Steigerung der Boden⸗ 
erträge nur bei niedrigem Zinsfuß möglich. Die jetzt üblichen 10 bis 
14 p. H. find in der Landwirtſchaft kaum je herauszuwirtſchaften. 
Gewiß ſpielt auch unvorſichtige Finanzwirtſchaft und individuelles 
Derfchulden hinein, aber im großen geſehen, ift die Verſchuldung 
der deutſchen Landwirtſchaft die Folge der deutſchen Tributpflicht 
und der durch ſie immer wieder erneuerten Kapitalarmut. Daraus 
folgt, daß die bisher zur Abhilfe der landwirtſchaftlichen Schwie⸗ 


rigkeiten ergriffenen Maßnahmen — ſo notwendig ſie geweſen ſein 
mögen und in Zukunft fein werden — Schutzzölle, Verbeſſerungen 
in der Abſatzorganiſation, Umſchuldungsaktionen, außerſtande ſind, 
das Übel mit der Wurzel auszurotten. Endgültig helfen kann 
hier nur die Befeitigung der deutſchen Tribut- 
pflicht. Das deutſche Volk würde dadurch in die Lage verſetzt 
werden, bei verdoppeltem Fleiß und erhöhter Sparſamkeit ſeine 
wichtigſten wirtſchaftlichen Bedürfniſſe aus eigener Kraft zu be⸗ 
friedigen und ſo ein geſichertes, wenn auch beſcheidenes Leben zu 
führen, ohne immer neue Schulden zu machen. 


Aber nach den beſtehenden Machtverhältniſſen iſt gar nicht 
daran zu denken, daß man die deutſche Tributpflicht beſeitigt oder 
nur weſentlich erniedrigt, zum mindeſten ſo lange nicht, als die 
Vereinigten Staaten es ablehnen, ihre Forderungen an die Alli⸗ 
ierten, wie es von ſehr angeſehenen amerikaniſchen Volkswirten 
gefordert wird, zu ſtreichen. Im Gegenteil ſind unſere Gegner in 
Paris darauf aus, die deutſchen Leiſtungen noch zu ſteigern, indem 
ſie den Transferſchutz zum Abbröckeln bringen, der — obwohl ſchon 
im Dawesplan ſelbſt auf verſchiedene Weiſe durchbrochen — die 
Möglichkeit gibt, daß bei mangelndem Ausfuhrüberſchuß und all⸗ 
mählich verſiegenden Auslandsanleihen die deutſchen Fahlungen 
ftar? herabgeſetzt werden. All ſolche Beſtrebungen, mögen fie offen 
oder verſteckt ſein, gilt es mit aller Schärfe abzuweiſen. Dies liegt 
nicht bloß im deutſchen, ſondern im weltwirtſchaftlichen Intereſſe. 
Der uns auferlegte Tribut iſt auf die Dauer nicht anders bei⸗ 
zutreiben als unter ſchlimmſter Herabdrüdung der deutſchen Lebens- 
haltung. Was wir jetzt auf dem Lande beobachten, iſt nur der 
Anfang eines Prozeſſes, der die ganze deutſche Volkswirtſchaft, 
wenn die Tributpflicht bleibt, ergreifen muß. Die Derelendung des 
deutſchen Volkes aber würde wie im Jahre 1925 wiederum in erſter 
Linie die Landwirte der ganzen gemäßigten Zone in Mitleidenſchaft 
ziehen und die ſeit 1924 zum Abklingen gekommene internatio- 
nale Agrarkriſis mit aller Schärfe wieder aufleben laſſen. Die 
deutſche Landwirtſchaft ſcheint der ſchwache Punkt zu ſein, von dem 
aus das ganze künſtliche Syſtem der heutigen Weltwirtſchaft mit 
feinen aufgezwungenen Rieſenſchulden und erpreßten Schuld- 
bekenntniſſen zuſammenbrechen wird. 


GEchaumburg⸗Lippe. 


Die deutſche Gffentlichkeit wurde kürzlich — ziemlich unver⸗ 
mittelt für die Mehrzahl der Zeitunaslefer — durch eine Meldung 
auf das „Problem“ Schaumburg-Lippe geſtoßen, des Inhalts, daß 
Ausſchuß und Plenum des ſchaumburg«⸗lippeſchen Landtages eine 
Entſchließung angenommen hätten, derzufolge die Landes⸗ 
regierung zur Aufnahme der Verhandlungen mit Preußen er- 
mächtigt fei. Hinzugefügt wurde, daß nötigenfalls die Vermittlung 
des Reichsminiſters des Innern 
in Anſpruch genommen werden 
ſolle „unter grundſätzlicher An⸗ 
erkennung des Standpunktes, den 
Preußen in dem Schreiben an 
die Landesregierung mitgeteilt 
habe“. Es wird ſomit auf zu⸗ 
rückliegende Dinge Bezug genom⸗ 
men, von denen man nicht an⸗ 
nehmen kann, daß die breite po⸗ 
litiſche Gffentlichkeit fie lücken⸗ 
los im Gedächtnis parat habe. 
Es erſcheint bei der ſtaatspoli⸗ 
tiſch gerade heute ſehr inter⸗ 
eſſanten Sachlage erforderlich, 
einmal einen Überblick über 
die Situation preußen— 
Lippe zu geben. — Shaun- 
burg⸗Lippe hat ein typiich eh -Ez 
niederſächſiſch⸗weſtfäliſches Ge- j n 


präge, es ift ein Bauern- 111587 sss 
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land, in dem noch unter vielen 
anderen alten Sitten und Ge⸗ l 
bräuchen das Anerbenrecht, das — 
altgermaniſche Recht der Erb- 

folge nur des älteften Sohnes auf 

em Bauernhof unter Auszahlung der anderen, herrſcht. — An 
Größe und Einwohnerzahl ſteht es mit rund 46 000 Einwohnern 
etwas hinter dem kürzlich in Preußen aufgegangenen Waldeck 
zurück. Sein Boden iſt durchweg hochwertig und glänzend kultiviert, 
ſeine Landſchaft, von der ein erheblicher Teil ſeiner Bevölkerung 
lebt, ift denkbar intenfiviert und hochentwickelt. Ackerbau, Vieh⸗ 
zucht, deren Abſatzgebiete in Hannover-Stadt und Minden liegen, die 
Fiſchzucht des Steinhuder Meeres — des großen, landſchaftlich 
ſchönen Binnenſees — Obſtzucht und Bienenzüchterei ernähren ihre 
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Leute gut. Der andere Teil der fleißigen Bevölkerung arbeitet im 
Steinkohlenbergbau, z. B. in dem großen Georgsſchacht bei Stadt- 
hagen; es iſt wenig bekannt, daß ſich ziemlich unter dem geſamten 
Land Lippe Steinkohlenflöze in bedeutender Mächtigkeit hindurch⸗ 
ziehen. Wieder andere Lipper find im „Ausland“, in der Hering- 
fiſcherei von Emden, Geeſtemünde uſw. tätig. An eigenen Fnit- 
tutionen für die Bevölkerung unterhält das Land ein Landgericht 
und zwei an das preußiſche Ober⸗ 
landesgericht Celle angeſchloſ⸗ 
ſene Amtsgerichte ſowie zwei 
Landratsämter. Den größten 
Teil der Inſtitutionen aber — 
und all das eben drängt ſchon 
ſeit langem auf völlige Der- 
ſchmelzung hin — ſtellt Preu- 
ßen: Landesverſicherungsan⸗ 
ſtalt, Oberverſicherungsamt, 
Landesfinanzamt, Eichungsamt, 
Provinzialichulfollegium uſw. 
Die lippiſchen Referendare wer⸗ 
den ganz ſelbſtverſtändlich in 
Preußen geprüft. Die geſamten 
übrigen Gemeinſchaftsbeziehun⸗ 
gen zwiſchen Lippe und preu- 
ßen ſind ebenfalls ſo zahlreich 
und eng, daß ein Zujammen- 
ſchluß beider Länder überhaupt 
nur noch als letzte Konſe⸗ 
quenz einer geradlini⸗ 
: gen Entwidlung ange 
fehen werden fann. Sie liegen 
auf dem Gebiete des Stein- 
kohlenbergbaus — vom 
Bergwerk Obernkirchen beſitzt Preußen vier Sechſtel und 
Lippe zwei Sechſtel der Anteile —, der Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe, der Arbeitsgerichte, der Induſtrie⸗ 
und Handelskammer Minden, des Landesamtes 
für Arbeits vermittlung in Hannover, der Berg⸗ 
polizei, der Gerichtsbarkeit und des Strafvoll⸗ 
zuges, der Geſtütnutzung, des Tierarzneiweſens, 
der Arzte⸗ und Apothekerkammer und der höheren 
Schulaufſicht und zeigen als politiſches Schulbeiſpiel klar, 
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daß Lippe ohne Benutzung all dieſer preußiſchen Inſtitutionen gar 
we Wande wäre, ein einzelſtaatliches Daſein zu führen. 

Die Anſchlußverhandlungen gehen auf das Jahr 1921 
zurück, ſie ſind aber verſchiedentlich auf längere 
Seit unterbrochen worden; jetzt aber 


ae es jo, als ob Lippe, das auf eine lange N ak 
elbſtändige Geſchichte zurückblicken kann — 11 
bis 1640 hatte es zum weſtfäliſchen Kreis 
gehört — nun endgültig zum Anſchluß an 
1922 
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Sozialdemokratiſchen Partei in Lippe der Sandtagsausfhuß 
einen Plan aufgeſtellt, dem aber kein Erfolg beſchieden 
war. — Erſt 1924 ſchien es dann wieder, als ob aus 


finanziellen und anderen Gründen der Anſchluß neu betrieben 


würde — Preußen hielt ſich gemäß ſeiner geſamten Politik 
gegenüber den kleinen Ländern ſtark zurück —, aber eine 
Art Einheitsfront der bürgerlichen Parteien unter Führung des 
Landbundes rief eine Bewegung zur Erhaltung der Selbſtändig⸗ 
keit des Landes hervor, die zum mindeſten verlangte, daß der 
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Landtag nicht befugt fein dürfte, ohne Volksabſtimmung 
en Übergang Lippes an Preußen zu beſchließen. Immerhin hatten 
ein Volksbegehren und Volksentſcheid auf Auflöſung des Land- 
tages keinen Erfolg. 1926 ſchließlich beſchloß der Landtag als 
ofen Ausweg die Dolfsabftimmung. Die ſchaumburg⸗ 
hpiſche Landesregierung ſelbſt hatte eine ausgezeichnete, ſtreng 
ſachliche Denkſchrift als Material für die Abſtimmung heraus⸗ 
gegeben, die in die Worte ausklang: À 
„Ihrer ſchweren Derantwortung bewußt, dem Lande Ziel 
und Richtung für die Fukunft zu geben, 
hat ſich die Landesregierung nach ſorg⸗ 
fältiger Prüfung und Erwägung aller = 
für die Beurteilung dieſer Schickſals⸗ 
frage maßgebenden Umſtände und Mög⸗ 
lichkeiten zu der Überzeugung durch⸗ 
gerungen, daß der Anſchluß an | 
reußen die wirtſchaftliche und kultu⸗ 
relle Weiterentwicklung des Landes am = 
beiten zu fichern geeignet fcheint. Die 
Landesregierung hat deshalb beſchloſſen, 
der Bevölkerung zu empfeh- 
len, bei der Abſtimmung für 
den Anſchluß zu timmen.” 
Staatsfinanzielle Geſichtspunkte, die Fra⸗ 
gen der Erhaltung des gerade für Lippe, 
das im Mittelpunkt des Verkehrs liegt, 
beſonders koſtſpieligen Straß en⸗ 
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nekes, der Perſonalausgaben, des Berufs- und höheren 
Schulweſens ſowie der Gemeindefinanzen waren erſchöp⸗ 
fend behandelt und führten mit zwingender Logik zu dem 
Schluß, daß der Anſchluß an Preußen jeder 
anderen Löſung vorzuziehen ſei, die nur auf 
Koſten der Steuerkraft des Landes oder auf 
Kosten feiner Dermögensjubjtanz vorgenommen 
werden könnte. 
trotz aller vorangegangenen Kämpfe aber nur 
eine ziemlich ſchwache Beteiligung auf und 
erbrachte eine Majorität von etwa 1000 
Stimmen für die Anſchluß gegner. Ein 
Teil der Regierungsmitglieder legte entſpre⸗ 
chend ſeiner poſitiven Einſttellung zur Anſchluß⸗ 
frage nach der Abſtimmung ſein Amt nieder. 


Büdeburgerinnen 
Bis Ende 1928 trat nun wieder eine Paufe ein. 
Nichts rückte und rührte ſich in der Anſchlußfrage. Es iſt das 


Verdienſt des Keichsinnenminiſters Severing, durch ein kluges 
Schreiben an die lippiſche Staatsregierung das Eis des Schweigens 
gebrochen zu haben. Er bot ſeine guten Dienſte als Vermittler 
an und ſtieß nicht auf Ablehnung, um jo mehr, als die Sozial- 
demokratie, die ſeit April 1928 die Mehrheit im lippiſchen Landtag 
beſitzt, nach wie vor für den Anſchluß plädiert und als ſich auch 
die Landesfinanzen verſchlechtert haben. Nun aber boten die 


Straße in Stadthagen 


Bedingungen, die man ſich neuerdings in Lippe errechnet 
hatte, neue Schwierigkeiten. Das geſamte Domanium, d. h. der 
Staatsbeſitz an Domänen und Forſten, der dem Land nach der Aus- 
einanderſetzung mit dem ehemaligen Fürſtenhauſe verblieben war, 
ſollte dem künftigen preußiſchen Kreiſe Lippe verbleiben; die ur⸗ 
ſprünglich vorgeſehene Beteiligung Preußens am Domanium ſollte 
nunmehr nicht ſtattfinden. Bier ſetzte nun der kürzlich in der 
Preſſe zitierte Brief ein, den der preußiſche Miniſterpräſident ge⸗ 
ſchrieben haben foll und der ein Kernftüd der Meldung bildete, 

von der wir im Anfang dieſer Zeilen aus⸗ 

gingen. In einem Schreiben an den 

Reichsminifter des Innern machte der 


Preußen aus grundſätzlichen Erwägungen 
einem Lande, das ſich Preußen anſchließen 
will, und deſſen Staatsbeſitz, auf den Kopf 
ſeiner Bevölkerung berechnet, geringer iſt 


ßiſchen Staatsbürger am preußiſchen 
Staatsbeſitz zuſteht, in keiner Form einen 
A ; Teil feines Staatsbeſitzes als Kommu- 
NS PAS nalvermögen zu überlaſſen vermöge. Es 
8 a 44 würde das eine ungerechtfertigte Berei- 
4 Il 5 x cherung dieſer Staatsbürger bedeuten, da 
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wie jeder andere Preuße Anteil 
allgemeinen preußiſchen Staats- 
beſitz hätten. Außerdem kann aber 
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preußiſche Miniſterpräſident geltend, daß 


als der Staatsbeſitz, der ideell jedem preus 
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natürlich auch Preußen, das eben mit Waldeck einen Der- 
trag abgeſchloſſen hat, demzufolge ein größerer Teil des waldeckiſchen 
Domaniums an Preußen überging, nun nicht mit Lippe eine 
Abmachung treffen, die die Lipper finanziell weſentlich 
günſtiger als die Waldecker ſtellen würde. 

Wenn die — nirgends beſtrittene — eingangs zitierte Zeitungs- 
meldung zutrifft, hat man jetzt in Schaumburg-Lippe die Berechti⸗ 
gung der durch den Reichsminiſter des Innern übermittelten 
Einwendungen anerkannt und will nun auf einer Baſis unter- 
handeln, die den preußiſchen Bedenken Rechnung trägt. Damit 
dürften dann wohl die hauptſächlichſten Schwierigkeiten aus dem 
Wege geräumt ſein, und, wenn nicht alles trügt, kann die acht 
Jahre alte wechſelreiche Geſchichte der preußiſch⸗lippiſchen An- 
ſchlußverhandlungen in abſehbarer Seit mit dem Erfolg 
einer endgültigen Einigung gekrönt ſein. 


In den allerletzten Tagen hat es den Anſchein gehabt, als ob 

die Dermögensverwaltung des ehemals regierenden fürſtlich⸗lippe⸗ 
ſchen Hauſes, die fog. Hofkammer, fih in die bevorſtehenden An- 
ſchlußverhandlungen einmiſchen und in der gleichen Frage des Der- 
bleibs des Domaniums, in der man auf feiten der lippiſchen 
taatsregierung den preußiſchen Dorfchlägen anſcheinend 
entgegenkommen wird, Einſpruch erheben oder doch Bedenken 
äußern will. Es iſt jedoch kaum anzunehmen, daß hierdurch 
grundlegende neue Schwierigkeiten entſtehen können, denn 
eine Aftivlegitimation des ehemals regierenden Hauſes, 
deſſen Auseinanderſetzung mit dem Staate nach unſeren voran« 
gegangenen Darlegungen längſt abgeſchloſſenen ift, zur Geltend- 
machung eines Einſpruchrechts gegenüber den lippeſchen Derhand- 
lungen mit Preußen dürfte wohl nur äußerſt ſchwer zu 
konſtruieren ſein. 


Der demokratiſche Gedanke in unſerer Neichsverfaſſung. 


Don Georg Brühmann, KLI, Nordſchule, Marburg a. d. L., geb. 51. Januar 1915. 


Nachſtehend veröffentlichen wir die Arbeit eines Schülers 
der oberſten Knabenklaſſe (8. Schuljahr) der Volksſchule Nord in 
Marburg a. d. L. Oie Arbeit iſt uns von dem Klaſſenlehrer des 
Schülers zugeſandt worden; in dem Begleitſchreiben des Lehrers 
Ludwig Mütze heißt es: „Laufend verwende ich die Schriften der 
Reichszentrale für Heimatdienſt, ohne die ich bei der Vorbereitun 
für den Unterricht nicht auskommen könnte. Auch in der Han 
der Schüler find die Schriften der RfH. unentbehrliche Quellen 
bei der Erarbeitung des Unterrichtsſtoffes. Als Abſchluß meines 
ſtaatsbürgerlichen Unterrichts habe ich in dieſem Jahre drei freie 
5 von den Schülern machen laſſen. Die Themen hießen: 
1. Der demokratiſche Gedanke in unſerer Neichsverfaffung, 2. Der 
oziale Gedanke in der Reichsverfaſſung, 3. Der Einheitsgedanke in 
er Neichsverfaſſung. Die Schüler ſtehen kurz vor der Schul- 
entlaffung und find 15—14jährig. Die befte Arbeit der Klaſſe zum 
erſten Thema lege ich hiermit vor.“ Wie in Marburg, ſo werden 
im ganzen Reiche die Schriften der RfH. von den Schulen aller 
Stufen im weiteſten Ausmaße als Unterlagen für den ſtaats- 
bürgerlichen Unterricht benutzt. 


Das Deutſche Reich iſt eine Republik. 
kommt vom lateiniſchen res publica her. Das heißt: öffentliche 
Sache. Alfo heißt Republik: Sache des Volkes, Sache der All⸗ 
gemeinheit, Sache aller, Staat des Volkes. 


Die Verfaſſung unſerer Republik beruht auf dem Gedanken 
der Demokratia. Demokratie iſt von den beiden griechiſchen Wörtern 
demos, d. h. Volk, und kratein, d. h. herrfchen, abgeleitet. Demo- 
kratiſche Republik heißt alſo: Es wird nur der Wille des Volkes 
als ſtaatliche Gewalt anerkannt. Die demokratiſche Republik über⸗ 
gibt dem einzelnen Glied dieſes Volkes das höchſte Recht, das es 
im Staate geben kann, das Recht zum Mitbeſtimmen, zum Mit⸗ 
regieren. Das legt jedem Staatsbürger die Pflicht auf, daß er ſich 
für das Wohl, für die Entwicklung und für die Sicherheit des 
Staates perſönlich verantwortlich fühlt; denn es iſt ja fein Staat. 


In faſt jedem Artikel der Verfaſſung tritt uns der demofra- 
tiſche Gedanke entgegen. Schon der Vorſpruch ſagt: Das deutſche 
Volk hat fich diefe Derfaffung ſelbſt gegeben. Sie ift alfo nach feinem 
Willen und nach ſeinen Wünſchen gemacht. Der erſte Artikel legt 
ausdrücklich feft, daß die Staatsgewalt vom Dolfe ausgeht. Das 
Volk regiert ſich ſelbſt. Das geſchieht hauptſächlich durch den 
Reichstag. Der Reichstag ift die Vertretung des ganzen Volkes 
(Art. 20); er iſt gewiſſermaßen das Volk im kleinen. Die Ab⸗ 
geordneten werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und ge- 
heimer Wahl von den über 20 Jahre alten Männern und Frauen 
gewählt (Art. 22). Eine Stimme gilt ſoviel wie die andere. Es 
gibt keinen Unterſchied zwiſchen arm und reich, zwiſchen vornehm 
und gering. Der Reichstag verhandelt öffentlich (Art. 29). Es 
kann alſo jeder deutſche Staatsbürger den Verhandlungen zuhören. 
Kein Mitglied des Reichstages darf während ſeiner Tätigkeit als 
Abgeordneter gerichtlich verfolgt werden, wenn der Reichstag es 
nicht zugibt (Art. 57). Die Abgeordneten ſollen alſo Freiheit 
haben, das Volk im Reichstage immer vertreten zu können. 


Der Reichspräſident wird vom ganzen deutſchen Volke ge- 
wählt (Art. 41). Jeder wird alſo gefragt, welchen Präſidenten 
er haben will. Kriegserklärung und Friedensſchluß erfolgen durch 
Reichsgeſetz (Art. 45), d. h. nur der Reichstag, alfo das Volk 
ſelbſt, kann Krieg erklären und Frieden ſchließen, nicht ein ein⸗ 
zelner oder wenige. Auch Bündniſſe und Verträge mit fremden 
Staaten bedürfen der Zuftimmung des Reichstages. Geheim- 
verträge zwiſchen ein paar Leuten kann es alſo nicht geben. Der 
Reichskanzler und die Reichsminiſter bedürfen, wie Art. 54 fast, 
des Vertrauens des Reichstages. Wenn er ihnen ſein Vertrauen 
entzieht, ſo müſſen ſie zurücktreten. Die Regierung muß alſo das 
tun, was die Mehrheit des Reichstages, alſo die Mehrheit des 
Volkes, will. Geſetze kann nur der Reichstag machen. Die höchſte 
geſetzgebende Gewalt liegt aber beim Volke ſelbſt: Im Dolfsent- 
ſcheid wird jeder einzelne Staatsbürger direkt um ſeine Meinung 
über einen Geſetzentwurf gefragt (Art. 75). 
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rechte oder Nachteile der Geburt gibt es nicht. 


zu erwerben (Art. 165). 


Viel demokratiſchen Geiſt hat der zweite Hauptteil unſerer 
Derfafjung, der von den Grundrechten und Grundpflichten der 
Deutſchen handelt. Alle Deutſchen ſind vor dem Geſetze gleich 
(Art. 109). Es gilt einer, was der andere gilt. Öffentliche Dor- 
Adelsbezeichnungen 
gelten nur als ein Teil des Namens und dürfen nicht verliehen 
werden. Frauen haben dieſelben ſtaatsbürgerlichen Rechte und 
Pflichten wie die Männer. Art. 111 gibt jedem Staatsbürger das 
Recht, fih in dem Orte aufzuhalten und niederzulaſſen, wo er will. 
Die Freiheit der einzelnen Perſon iſt nach Art. 114 unverletzlich. 
Es darf alſo keinem die Freiheit entzogen werden, wenn es nicht 
auf Grund von Geſetzen geſchieht. Leute, die jemandem die Frei⸗ 
heit rauben, werden beſtraft. Art. 118 gibt jedem Deutſchen das 
Recht, ſich in Wort, Schrift oder Druck frei zu äußern. Es kann 
alfo jeder feine Meinung in der Zeitung uſw. niederſchreiben oder 
Anſprachen halten, er darf nur niemand beleidigen. Der Art. 121 
gibt den unehelichen Kindern dasſelbe Recht, das die ehelichen 
Kinder haben. Es muß für die geiſtige, körperliche und gefell- 
ſchaftliche Entwicklung aller Kinder geſorgt werden. Alle Deut- 
ſchen haben das Recht, ſich friedlich und unbewaffnet zu verſammeln. 
Dieſes Recht gibt ihnen Art. 125. Sie können Vereine oder Ge⸗ 
ſellſchaften bilden. Nach Art. 126 hat jeder die Möglichkeit, ſich 
mit Bitten oder Beſchwerden an die zuſtändige Behörde oder an 
einen Abgeordneten zu wenden. Großes Recht gibt Art. 128: 
Jeder Staatsbürger iſt nach Maßgabe der Geſetze, entſprechend 
ſeiner Befähigung und Leiſtung, zu öffentlichen Amtern zuzulaſſen. 
Es wird alſo nicht gefragt: Biſt du ein Graf, ein Baron oder ein 
Schuſter, ſondern: Was kannſt du? Es kann alſo jeder Deutſche 
Reichstagsabgeordneter, Landrat, Miniſter, ja Reichspräſident 
werden. Man fieht es an unſerem jetzigen Reichskanzler. Er hat 
nicht ſtudiert, ſondern iſt nur durch ſeine Befähigung und Leiſtung 
zu ſeinem hohen Amte gekommen. Jeder kann auch die Religion 
haben, die er will. Es herrſcht Freiheit für alle Bekenntniſſe 
(Art. 157 bis 141). Art. 155 verlangt von jedermann, ohne Unter- 
ſchied des Standes uſw., daß er Dienſte für den Staat oder die Bes - 
meinde leiſtet, wenn es notwendig iſt. Alle Staatsbürger müſſen 
im Verhältnis ihrer Mittel, wie Art. 134 feſtſetzt, zu den öffent- 
lichen Laſten beitragen. Jeder Staatsbürger muß alſo nach ſeinem 
Einkommen und nach ſeinem Vermögen Steuern bezahlen. Nur 
wer wenig Geld hat, wer nicht zahlen kann, iſt davon befreit. Der 
Sonntag und die ſtaatlich anerkannten Feiertage ſind als Tage der 
Arbeitsruhe durch Art. 159 geſchützt. Nach Art. 145 befteht all⸗ 
gemeine Schulpflicht. Alle Kinder müſſen vier Jahre lang zu⸗ 
fammen in die Grundſchule gehen. Vorſchulen gibt es nicht mehr. 
Beim Eintritt in eine höhere Schule oder in die Univerſität ſoll 
nur die Begabung des Schülers, nicht das Geld oder die Stellung 
oder die Religion des Vaters maßgebend ſein (Art. 146). 

Auch im Wirtſchaftsleben ſoll die Demokratie herrſchen. Die 
Ordnung des Wirtſchaftslebens muß den Grundſätzen der Gered- 
tigkeit entſprechen. Wucher iſt verboten. Jeder ſoll ein menſchen⸗ 
würdiges Daſein führen können (Art. 151). Art. 153 beſtimmt, 
daß Enteignungen von Beſitztümern zum Wohle der Allgemeinheit 
vorgenommen werden können. Die Arbeitskraft ſteht unter dem 
Schutze des Staates (Art. 157). Das Reich ſchafft ein Arbeits- 
recht. Art. 161 verlangt ein umfaſſendes Verſicherungsweſen 
zum Schutze des Alters, zur Erhaltung der Geſundheit und der 
Arbeitsfähigkeit. Es gibt deshalb Krankenkaſſen, Altersheime 
ufw. zum Wohle der Allgemeinheit. Jedem Deutſchen wird die 
Möglichkeit gegeben, durch wirtſchaftliche Arbeit ſeinen Unterhalt 
Art. 165 ſchützt die Arbeiter vor Aus- 
beutung. Die Arbeiter und Angeſtellten ſind dazu berufen, in Ge⸗ 
meinſchaft mit den Arbeitgebern bei der Regelung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen mitzuwirken (Art. 165). Jeder Betrieb hat des- 
halb einen Betriebsarbeiterrat. Don vielen Betrieben zuſammen 
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werden die Bezirksarbeiterräte und für das ganze Reich wird ein 
Reichsarbeiterrat gebildet. Treten Meinungsverſchiedenheiten zwi⸗ 
ſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf, z. B. über die Löhne, ſo 
wird zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiterrat verhandelt. Kommt 
feine Einigung zuſtande, jo wird der Schlichter angerufen. Dieſer 
ſieht fih den Betrieb an, d. h. er blickt in die Bücher des Arbeit- 
gebers und prüft nach, ob der Betrieb eine Lohnerhöhung vertragen 
kann oder nicht. Dann prüft er die Verhältniſſe der Arbeiter. Er 
forſcht nach, ob ſie vom bisherigen Lohn leben können oder nicht. 
Dem Urteil, das der Schlichter fällt, müſſen ſich beide Parteien 
fügen. Wir ſahen es beim großen Streite im Ruhrkohlengebiet im 
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Fürſt Bülow achtzig Jahre. 


Fürſt Bernhard von Bülow gehört zu den markanteſten Ge- 
ſtalten aus dem Zeitalter Wilhelms II. Seine Rolle reicht über 
den Aufgabenkreis der Politik hinaus, er wurde das geiſtige 
Spiegelbild einer Epoche, die zwar heftig umſtritten bleibt, aber 
zweifellos durch viele großartige Süge ein blendendes Format 
erhielt. Um die Jahrhundertwende tritt Deutſchland in erwei⸗ 
terte Dimenſionen der Weltpolitik, die über die alten europäiſchen 
Horizonte hinausdrängt und dem britiſchen Imperialismus die 
Spitze bieten will. Der wirtſchaftliche und kulturelle Aufſchwung 
des Keiches ſucht ſich neue Machtformen zu ſchaffen, das preußiſche 
Syſtem wird zu eng. Bülow wird der glänzende Mittelpunkt dieſer 
Ara; die Dielfeitig- 
keit ſeiner Begabung 
findet weite Betäti⸗ 
gungsfelder. 

Er kommt von 
der Diplomatie des 
19. Jahrhunderts 
mit ihren kontinen⸗ 
talen Überlieferun⸗ 
gen, aber bald 
bemüht er ſich, die 
alten Vorſtellungen 
der Militärmonar⸗ 
chie modern umzu⸗ 
geſtalten. Wenn 
ſeinem Wirken der 
Dauererfolg verſagt 
blieb, ſo liegt das 
nicht an ihm, ſondern 
an der Unfertigkeit 
der öffentlichen Ein⸗ 
richtungen im Reiche. 
Er wollte das er- 
ſtarkte Bürgertum 
im liberalen Sinne 
an der Derant- 
wortung beteiligen, 
aber das in der 
Verfaſſung ver⸗ 
ankerte perſönliche 
Regiment des kaiſer⸗ 
erf 8 : lichen Oberhaupts 
In werte diefe Entwicklung. Auch in Bülows ftaatsmännifchen 

egen finden wir Kursrichtungen, die nicht der Sicherung unjerer 
age dienten. Er wollte die „Politik der freien Hand“ weiter⸗ 
verfolgen und uns in keinerlei Abhängigkeit von England bringen. 
Heute ift es leicht, dieje Taktik für falſch zu erklären, damals ließ 
fich aber die endgültige Mächtegruppierung durchaus nicht fo iber- 
ehen wie nach Ausbruch des Weltkrieges. 
Weit über Deutſchland hinaus beſaß er größte Popularität, 
ſeine kluge Liebenswürdigkeit und ſein vorurteilsloſer Geiſt brachten 
ihm viele Sympathien ein. Neun Jahre lang führte er das 
anzleramt, wegen der parteipolitiſchen Schwierigkeiten bei der 
eichsfinanzreform trat er zurück, die Konfervativen wandten fich 
gegen ihn. Aber auch als Privatmann blieb er einflußreich, das 
Urteil dieſes vornehmen, weltkundigen Grandſeigneurs galt immer 
fehe viel. Nach Bethmanns Verabſchiedung 1917 wurde er wieder 
als Manzlerkandidat genannt. Seine internationalen Beziehungen, 
beſonders zu Italien, ſtellte er noch wiederholt in den Dienſt der 
deutſchen Sache. Allerdings konnte auch er nicht den Beitritt 
taliens zur Entente verhindern. Seine Gattin, eine römiſche 
Prinzeſſin, erwarb ſich durch ihren menſchlichen Takt und ihr 
künſtleriſches Mäzenatentum zahlreiche Verehrer und Bewunderer. 
Als fie ihm vor einiger Zeit entriſſen wurde, war die Trauer um 
die edle Frau in Deutſchland allgemein. Er ſelber darf als rüſtiger 
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Berbit 1928. Es geht alfo auch hier nach den Rückſichten auf alle. 
Nicht die Intereſſen einzelner Leute werden allein beachtet, ſondern 
es werden alle gefragt, und Rückſicht auf alle wird genommen. 

Der einzelne gilt alſo im demokratiſchen Staate nichts, die 
Geſamtheit alles. Wir dürfen deshalb niemals unſere eigenen Dor- 
teile ſuchen, ſondern immer und überall der Geſamtheit dienen. 
Jeder muß ſich mit dem Schickſal ſeines Volkes verbunden fühlen. 
Das will unſere demokratiſche Reichsverfaſſung. Auf dieſem Ge- 
danken iſt ſie aufgebaut. Sie gibt große Rechte, ſie verlangt aber 
dafür auch von jedem Staatsbürger eine große und freudige Pflicht- 
erfüllung. 


FF.... 


Greis jetzt das geſegnete Alter von achtzig Jahren erleben. Man 
möchte hoffen, daß er, entgegen ſeiner einſt mitgeteilten Abſicht, 
„Erinnerungen“ ſchreibt. Schultze⸗Pfaelzer. 


Franzöſiſche Seerüſtungen. 


Kürzlich veröffentlichte die offiziöſe franzöſiſche Havas⸗Agentur 
eine Meldung, die in Deutſchland ziemlich unbeachtet geblieben iſt, 
aber doch unſere Aufmerkſamkeit verdient. Die Meldung beſagte, 
daß im Laufe des Monats April auf den verſchiedenen franzöſiſchen 
Werften ſieben Kriegsſchiffe mit einer Geſamtverdrängung von über 
51000 To. vom Stapel laufen werden, und zwar ein Minenleger 
von 5500 To., vier Unterſeeboote von je 1500 To., ein Flugzeug- 
mutterſchiff von 10 000 To. und ein Kreuzer von ebenfalls 10 060 To. 
Wenn man bedenkt, wieviel im Ausland von dem einen deutſchen 
10 O000-To.-Kreuzer geredet und geſchrieben worden ift, der in 
Deutſchland gegenwärtig gebaut wird, iſt es doch angezeigt, auf die 
Marinerüſtungen Frankreichs einmal hinzuweiſen. Wie gewaltig 
die franzöſiſchen Landrüſtungen und wie rieſig Frankreichs Luft- 
rüſtung iſt, iſt ja einigermaßen bekannt, aber die franzöſiſchen See⸗ 
rüſtungen vollziehen ſich in größter Stille. Als vor einiger Zeit für 
Neubauten der franzöſiſchen Marine in der Kammer beinahe eine 
Milliarde Francs bewilligt wurde, wurde dieſe Tatſache in der 
ganzen franzöſiſchen Preſſe, offenbar abſichtlich, wenn überhaupt, ſo 
an ganz verſteckter Stelle gemeldet, und dieſe Taktik, von den See⸗ 
rüſtungen möglichſt wenig zu ſagen, wird ſchon ſeit langem geübt. 

Frankreich iſt bald nach dem Kriege daran gegangen, ſeine 
Flotte von Grund aus zu erneuern, und im Jahre 1922 wurde ein 
großes Flottenbauprogramm Geſetz, deſſen Durchführung ſeitdem 
mit aller Energie betrieben worden ift. Auf Grund dieſes Pro- 
gramms hat Frankreich von 1922 bis 1928, alſo in ſechs Jahren, 
Kreuzer von zuſammen 85000 To., Torpedobootszerſtörer mit einer 
Geſamttonnage von 57 000 To., Torpedoboote mit einer ſolchen von 
56 000 To. und Unterſeeboote mit einer Geſamttonnage von 56 500 
Tonnen gebaut. Die Geſamtkoſten für dieſe Bauten betragen rund 
6 Milliarden Francs oder 1 Milliarde Goldmark. Bis Ende letzten 
Jahres verfügte Frankreich dadurch über leichte Seeſtreitkräfte von 
zuſammen 240 000 To., wovon Kreuzer mit einer Geſamttonnage 
von 105 000 To. und Torpedoboote und Torpedobootszerſtörer von 
zuſammen 157 000 To. An Unterſeebooten beſaß es eine Geſamt⸗ 
tonnage von 94000 To. Frankreich beſaß damit nach den Der- 
einigten Staaten die weitaus größte Fahl von Unterſeebooten über- 
haupt, nämlich 95 gegen 72 engliſche, 71 japaniſche, 66 italieniſche 
und 125 der Vereinigten Staaten und ſtand mit der Geſamttonnage 
feiner Unterfeeboote von 95 000 To. fogar an erſter Stelle in der 
Welt. Frankreich hat ſein ganzes Marinebauprogramm auf die 
möglichſte Stärkung und Entwicklung der fogenannten leichten See- 
ſtreitkräfte eingeſtellt und ſteht heute damit in Europa nach England 
an zweiter Stelle. Es iſt alſo nicht nur die weitaus ſtärkſte Militär⸗ 
macht Europas in puncto Landrüſtung, die übrigens bekanntlich 
durch Militärbündniſſe mit Belgien, Polen, Tſchechoſlowakei und 
Jugoſlawien verſtärkt wird, ſondern es ift außerdem die zweit- 
ſtärkſte Seemacht Europas. Man muß dieſe Dinge ſich klar vor 
Augen halten, um das richtige Verſtändnis für Frankreichs unauf⸗ 
hörlich erhobenen Ruf nach „Sicherheit“ zu gewinnen, der bei den 
Dölferbundsverhandlungen über die Abrüſtung eine fo große Rolle 
ſpielt. Frankreich hat das Höchjtmaß von militäriſcher Sicherheit 
erreicht, das überhaupt denkbar iſt, beſonders auch deswegen, weil 
Deutſchland völlig entwaffnet ift und als militäriſcher Faktor ver- 
gleichsweiſe gar nicht in Frage kommt. 


die Angeſtelltenverſicherung im Jahre 1928. 


Im Jahre 1928 ſind im Angeſtelltenverſicherungsgeſetz einige 
Abänderungen vorgenommen worden — Heraufſetzung der Gehalts- 
grenze, Aufſetzung einiger Beitragsklaſſen, Erhöhung der Beitrags- 
ſätze für die freiwillige Weiterverſicherung —, die fih außer- 
ordentlich günſtig auf die Finanzlage der Reichsverſicherunssanſtalt 
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für Angeſtellte ausgewirkt haben. Wie aus dem Jahresbericht des 
Direktoriums hervorgeht, ſtiegen die Einnahmen aus Bei⸗ 
trägen (von rd. 280 Mill. Rm. im Jahre 1922) auf rd. 
317,1 Mill. RM., zuzüglich Dermögenszinfen uſw. auf insge⸗ 
ſamt faſt 406,5 Mill. RM. (gegen rd. 540,6 Mill. RM.). 


Dem ſtanden Ausgaben von rd. 158,2 Mill. RM. (gegen rd. 


141 Mill. Rm. im Vorjahre, in denen aber eine einmalige Zahlung 


von 55 Mill. Rm. an die Invalidenverſicherung enthalten war) 
gegenüber, von denen rd. 65 Mill. RM. auf Ruhegelder, rd. 
35 Mill. Rm. auf Hinterbliebenenrenten, rd. 5 Mill. RM. auf 
ſonſtige, zuſammen alfo rd. 101 Mill. Rm. (gegen rd. 75,4 Mil- 
lionen RM. im Vorjahre) auf Rentenleiſtungen entfielen, ferner 
rd. 18,9 Mill. Rm. (gegen rd. 17,1 Mill. RM.) auf Beilfürforge, 
rd. 11,5 Mill. Rm. (gegen rd. 9,6 Mill. RM.) auf Derwal- 
tungskoſten. 


Somit konnten Rücklagen in Höhe von rd. 268,5 Mill. RM. 
(gegen rd. 199,6 Mill. RM. im Vorjahre) gemacht und das Ver- 
mögen (von rd. 752,6 Mill. RM.) auf etwas mehr als eine Mil- 
liarde geſteigert werden. 


Wie ſich ſchon aus dem Überblick über die Ausgaben für die 
Rentenleiſtungen ergibt, 5 diefe im Berichtsjahre wiederum ge- 
ſtiegen, wenn die Vermehrung der Ausgaben auch zu einem Teil 
auf eine Verbeſſerung der Leiſtungen zurückzuführen ift. Die Zahl 
der neu bewilligten Ruhegelder belief ſich auf 17 568 (gegen 
16 221 im Dorjahre), fo daß, unter Berückſichtigung der Abgänge, 
am Schluſſe des Jahres 74 796 Ruhegelder (gegen 62 502) liefen — 
davon nur 20 702 weiblicher Derficherter —, die einen monatlichen 
Aufwand von rd. 5,8 Mill. Rm. erfordern. Von Intereſſe ift eine 
diesmal vom Direktorium gegebene Überſicht über die Höhe der 
einzelnen Ruhegelder: der Durchſchnitt betrug am 31. März, 
vor den am 1. April in Kraft getretenen Leiſtungsverbeſſerungen, 
monatlich 67,82 RM., am I. Dezember dagegen 82,60 RM. Eine 
nach Geſchlechtern getrennte Aufſtellung ergibt, daß von den männ⸗ 
lichen Derficherten 59,4 v. H. ein Ruhegeld unter 80 RM. erhielten, 
60,6 v. H. darüber, davon 16,1 v. B. 100 RM. und mehr. Bei den 
weiblichen Ruhegeldempfängern waren dagegen die entſprechenden 
Anteile 83,8 v. H., 16,2 v. H. und nur 1,1 v. H. 


Die Zahl der Hinterbliebenenrenten war am Schluſſe 
des Berichtsjahres (von 67 551 am Schluffe von 1927) auf 77 627 
geftiegen, die einen monatlichen Aufwand von rd. 5 Mill. RM. 
erfordern. 


Don weiblichen Derficherten, die wegen Verheiratung aus 
der Derficherung ausſchieden, haben 25 080 Antrag auf Beitrags- 
erſtattung geſtellt. Die Rückzahlungsſumme belief fih auf rd. 
5,2 Mill. RM. ; 


Die Heilfürforge ift wieder außerordentlich ſtark in An- 
ſpruch genommen worden. Insgeſamt gingen 65 596 Anträge auf 
ſtändiges Heilverfahren ein. Bewilligt wurden 38716 
Heilverfahren (gegen 34 574 im Dorjahre), die in ſieben eigenen 
Heimen und in mehr als 100 der Reichsverſicherungsanſtalt zur 
Belegung zur Verfügung ſtehenden Bädern, Sanatorien und Lungen- 
heilanſtalten durchgeführt wurden. Die Bewilligungen machten 
59,5 v. H. aller im Berichtsjahre erledigten Anträge aus; das ift 
eine kleine Verbeſſerung gegenüber dem Vorjahre (mit 58 v. H.). 
Don Anträgen auf Juf hup zum Zahnerfat oder zu ſogenannten 
größeren Heilmitteln (nichtſtändige Heilverfahren) wurden 39 111 
bewilligt (gegen 51977 im Dorjahre), das find 92 v. H. aller er⸗ 
ledigten Anträge. 


Die Reichsverſicherungsanſtalt gewährte außerdem Zuſchüſſe in 
durchſchnittlicher Höhe von je 110 RM. für 3894 Heilverfahren, 
die für Kinder von Derfiherten, von Ruhegeldemp⸗ 
fängern und ſolche, die Waiſenrente aus der Angeſtelltenverſicherung 
beziehen, von Kommunen oder Wohlfahrtsorganiſationen durch⸗ 
geführt wurden. 


Die Zahl der verſicherten wurde am Schluſſe des 
Jahres auf 5,51 Millionen geſchätzt. Am 1. Januar 1928 entfielen 
59,45 v. . auf männliche, 40,57 v. H. auf weibliche Verſicherte. 


Gertrud Israel. 


Der Entwurf des Sergarbeits geſetzes. 


Dem Reichsrat und dem Dorläufigen Reichswirtſchaftsrat iſt 
Anfang März der bei der Vorlage des Entwurfs eines Arbeits- 
ſchutzgeſetzes angekündigte und ihn ergänzende Entwurf eines Berg⸗ 
arbeitsgeſetzes zugegangen. Der Entwurf will eine reichsrechtliche 
Regelung des Bergarbeitsrechts ſchaffen, beläßt aber den Ländern 
mit Rückſicht auf die in den einzelnen Bergbaubezirken recht ver- 
ſchieden gelagerten Derhältniffe wichtige Befugniſſe. Eine ſolche 


Regelung entſpricht der verfaſſungsmäßigen Verteilung der Auf- 


gaben zwiſchen Reich und Ländern. : 
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ſchließlich der Pauſen gearbeitet werden dürfen. 


Wie in der Begründung des Entwurfs ausgeführt wird, wäre 
es nicht zweckmäßig geweſen, den beſonderen Bergarbeiterſchutz 
zuſammen mit dem allgemeinen Arbeiterſchutz in ein und demſelben 
Geſetzentwurf zu behandeln. Das allgemeine Arbeitsſchutzgeſetz 
mußte fih im Intereſſe der Überſichtlichkeit darauf beſchränken, den 
Schutz derjenigen Arbeitnehmer zu regeln, deren Arbeitsverhältniſſe 
im weſentlichen gleichartig ſind. Dazu gehört grundſätzlich auch die 
Bergarbeit über Tage. Für die Eigenart des Bergbaues unter Tage 
ſind jedoch Sondervorſchriften notwendig, die den beſonderen 
Arbeitsbedingungen und der erhöhten Unfallgefahr der bergmänni⸗ 
ſchen Arbeit Rechnung tragen. Dieſe Dorfchriften enthält der vor- 
liegende Entwurf, beſchränkt fih aber nicht auf die im Arbeits- 
ſchutzgeſetz geregelten Materien, ſondern umfaßt darüber hinaus 


auch eine Reihe anderer Vorſchriften aus den Gebieten der Arbeits- 


verfaſſung und des Arbeitsvertrages, da hier die bisherigen Be- 
ſtimmungen dringend der Dereinheitlichung bedurften. Die rein 
wirtſchaftlich⸗rechtlichen Fragen wie z. B. des Bergwerkseigentums 
uſw. bleiben durch den Entwurf unberührt und der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen. 


Der Geſetzentwurf gliedert ſich in fünf Abſchnitte. 


Im erſten Abſchnitt iſt u. a. der Geltungsbereich des Geſetzes 
geregelt, deffen Vorſchriften für alle Betriebe gelten follen, die nach 
Landesrecht als Bergbaubetriebe anzuſehen oder dieſen in arbeits⸗ 
rechtlicher Hinſicht gleichgeſtellt ſind. Für die Arbeitsverhältniſſe 
der kaufmänniſchen Angeſtellten und Büroangeſtellten ſowie der in 
der Ausbildung zu dieſen Berufen befindlichen gelten die Dor- 
ſchriften des Bergarbeitsgeſetzes nicht. 


Der zweite Abſchnitt des Entwurfs will hinſichtlich der Ar⸗ 
beitsordnung im Bergbau die bisherigen landesrechtlichen Vor- 
ſchriften durch die einheitlichen Vorſchriften der Gewerbeordnung 
mit einigen, durch die beſonderen Verhältniſſe des Bergbaues ge- 
botenen Anderungen erſetzen. 


Die landesrechtlichen Vorſchriften über den bergbaulichen Ar- 
beitsvertrag, den der dritte Abſchnitt behandelt, ſollen künftig in 
Fortfall kommen. Ihr Inhalt wird teils vom Bergarbeitsgeſetz 
übernommen, teils dadurch erſetzt, daß beſtimmte Vorſchriften der 
Gewerbeordnung künftig auch für den Bergbau anwendbar ſein 
ſollen. Ferner bringt der dritte Abſchnitt Sondervorſchriften über 
die Verpflichtung zur Leiſtung von Untertagearbeit durch Tibertage- 
arbeiter und umgekehrt, über unzuläſſige Entlohnungsarten, über 
das Gedinge, die Fördergefäße, den Abkehrſchein uſw. 


Der wichtigſte und umfangreichſte Abſchnitt des Entwurfs iſt 
der vierte, der den Arbeitsſchutz regelt. Bier wird in § 25 die 
regelmäßige Arbeitszeit unter Tage folgendermaßen begrenzt: 


„Als Arbeitszeit im Bergbau unter Tage gilt die Schichtzeit. 
Die Schichtzeit beginnt für jeden einzelnen Arbeitnehmer mit dem 
Betreten des Förderkorbes oder Stollenmundlochs bei der Einfahrt 
und endet mit dem Derlafjen des Förderkorbes oder Stollenmund- 
lochs bei der Ausfahrt. Die Schichtzeit darf ſieben und eine halbe 
Stunde täglich, und falls in die Schichtzeit Ruhepauſen oder 
Arbeitsunterbrechungen von insgeſamt mindeſtens einer halben 
Stunde fallen, acht Stunden täglich nicht überſchreiten. 


Mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters kann die oberſte 
Landesbehörde für beſtimmte Bezirke oder Arten des Bergbaues 
die in Abſatz 1 Satz 5 vorgeſehene Grenze um höchſtens eine halbe 
Stunde täglich erweitern, wenn die längere Schichtzeit aus Gründen 
des Gemeinwohls dringend erforderlich iſt.“ 


Daneben iſt in gewiſſem Umfange Mehrarbeit zugelaſſen. — 
Dieſe Sondervorſchriften über die Arbeitszeit ſind für die Berg⸗ 
arbeiter günſtiger als die allgemeinen Beſtimmungen des Arbeits- 
ſchutzgeſetzes, wonach ohne weiteres täglich acht Stunden aus⸗ 
Sie ſind auch 
günſtiger als der augenblickliche Zuſtand, da in den meiſten deut- 
ſchen Revieren auf Grund von Mehrarbeitsabkommen zur Zeit tat⸗ 
ſächlich die achtſtündige Schichtzeit beſteht, in die nur die eine der 
Seilfahrten eingerechnet wird. Wie in der Begründung des Ent⸗ 
wurfs dargelegt wird, ſind die Schichtzeiten in den anderen weſt⸗ 
europäiſchen Kohlenländern, insbeſondere England, für den Berg- 
mann nicht günſtiger geregelt als dies der Entwurf vorſieht, was 
im Hinblick 99 den internationalen Wettbewerb natürlich von 
großer Bedeutung iſt. Das Waſhingtoner Abkommen über den 
Achtſtundentag ſieht übrigens für die Bergarbeiter keine Sonder- 
behandlung vor. 


Die übrigen Vorſchriften des vierten Abſchnitts über Mehr- 
arbeit, ununterbrochene Arbeit, verkürzte Arbeitszeit an heißen 
Punkten, Sonntagsarbeit, Schutz der weiblichen und jugendlichen 
Arbeitnehmer uſw. lehnen ſich im weſentlichen an den Entwurf des 
Arbeitsſchutzgeſetzes an. ; 

Die Überwachung des Arbeitsſchutzes im Bergbau foll nach 
dem Entwurf, wie gegenwärtig, durch die Bergbehörden der Länder 
erfolgen. In der Ausübung der Arbeitsaufſicht im Bergbau ſollen 
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diejenigen Bergbehörden, denen die Beaufſichtigung von Stein- 
kohlenbergwerken mit zuſammen mindeſtens 2000 Untertagebeſchäf⸗ 
tigten obliegt, durch Grubenaufſichtsmänner unterſtützt werden, die 
die erforderliche praktiſche Erfahrung als Arbeitnehmer erworben 
haben. Bei der Aufklärung von Unfällen uſw. ſollen Gruben⸗ 
ſicherheitsausſchüſſe beteiligt werden, denen auch Arbeitgeber und 


Arbeitnehmer angehören müſſen. Reg.-Rat Dr. Joachim Sif her. 


Das neue polniſche Kabinett. 


Seit einer Woche iſt zur Tatſache geworden, was die voran- 
gegangene lange Regierungskriſe in Warſchau allmählich mit einiger 
Sicherheit erwarten ließ: Polen hat ein neues Kabinett. Auch zu 
der weiteren Dorausficht, daß die neue Regierung noch ſtärker und 
erkennbarer den Stempel des Marſchalls Pilſudski tragen würde, 
gehörte keine beſondere Kombinationsgabe. War dieſe Löſung doch 
ohne weiteres durch das z. g. beſtehende Kräfteverhältnis gegeben, 
das, wenn auch nicht zahlenmäßig, ſo doch faktiſch zugunſten der 
Anhänger des Marſchalls beſtand. Immerhin war der Gang der 
Ereigniſſe, die dieſes allgemein vorgeahnte Ergebnis zeitigten, nicht 
unintereſſant. Feigte doch die Gppoſition bei der Behandlung des 
Verfaſſungsprojektes, von dem die Regierungskriſe ihren Ausgang 
nahm, daß fie nicht gewillt war, die letzten Reſte demokratiſcher 
Prinzipien und eines parlamentariſchen Syſtems kampflos für eine 
verſchleierte Diktatur preiszugeben. n 

Der neue Miniſterpräſident und bisherige Unterrichtsminiſter 
Switalski hat die Verkündung eines Regierungsprogramms mit der 
Begründung abgelehnt, daß er einen ſolchen Schritt nur dann für 
erforderlich halten würde, wenn die Regierung beabſichtige, einen 
neuen Kurs einzuſchlagen. Aus feinen Worten kann man alfo ent⸗ 
nehmen, daß eine ſolche Abſicht zur Zeit jedenfalls nicht beſteht. 
Dieſe Erklärung iſt ſicherlich nicht nur eine Geſte zur Beruhigung 
der Gppoſition — der Sejm wird ja ſowieſo vor der nächſten 
Budgetberatung, alfo wahrſcheinlich vor Herbit d. J., kaum in Un- 
ſpruch genommen zu werden brauchen —, ſondern der Ausdruck der 
Erkenntnis einer auch außenpolitiſchen Notwendigkeit. Polen be- 
findet ſich zur Zeit in einer Wirtſchaftskriſe und hängt deshalb 
mehr als je von der Einſtellung und dem Urteile ſeiner ausländiſchen 
Anleihegläubiger ab; deren Stimmung würde aber zweifellos durch 
die Ausſchaltung einer parlamentariſchen Kontrolle der Regierung 
auf dem Wege der Diktatur, wie auch durch die dann zu erwarten⸗ 
den innerpolitiſchen Wirren nicht gebeſſert werden. Die jetzige Re- 
gierungsbildung iſt außerdem vom Standpunkte der Pilſudski-An⸗ 
hänger ein zweifellofer Fortſchritt auf der Linie der Verwirklichung 
ihrer pläne, der aber andererſeits auch wieder durch einen gewiſſen 
Kräfteaufwand und Preſtigeverluſt — man denke an die Czechowicz⸗ 
Affäre — erkauft werden mußte. Da auch die Oppoſition es als 
einen gewiſſen äußeren Erfolg buchen kann, das Verfaſſungsprojekt 
zunächſt einmal in den Hintergrund gedrängt zu haben, wären alfo 
an ſich die Vorbedingungen für eine vorübergehende innerpolitiſche 
Entſpannung gegeben. i 

Die außenpolitiſche Einſtellung des Kabinetts ift zur Zeit noch 
ungeklärt, obwohl ſich die vorerwähnte Erklärung Switalskis auch 
auf dieſes Gebiet beziehen läßt. Sympathiſch berührt der an dieſe 
Erklärung angeſchloſſene Ausſpruch des Minifterpräfidenten, man 
möge die neue Regierung nicht nach ihren Ankündigungen, ſondern 
nach ihren Taten beurteilen. Beſonders wird dies vielleicht von 
er deutſchen Minderheit empfunden werden, der der Swieſpalt 
zwiſchen Worten und Taten des zurückgetretenen Kabinetts Bartel 
manche ſchwere Enttäuſchung bereitet hat. 


Die neue Kriſe in China. 


Das neue China hat in den letzten Wochen eine ernſte Krife 
durchgemacht, die wohl die ſchwerſte war ſeit ſeinem Beſtehen. Sie 
hatte ihren Grund in dem alten Gegenſatz zwiſchen der gemäßigten 


und der radikalen Richtung in der Kuomintang⸗Partei ſowie in dem 
Streit um die Verfaſſung und Grganiſation des neuen chineſiſchen 
Staates. Dieſer Streit geht im weſentlichen um die Frage, ob der 
zukünftige Staatsaufbau ein mehr zentraliſtiſcher oder föde⸗ 
raliſtiſcher fein foll. In ihm ſtanden fih in der Hauptſache gegen- 
über die Zentralregierung in Nanking unter Führung von Chiang 
Kai⸗ſhek, die fih im weſentlichen auf die Jangtſemündung und 
die Küſtenprovinzen ſtützt, und die ſogenannte Gruppe der Kuangſi⸗ 
Generale in Kanton und Wuhan. Während die erſtere eine ſtarke 
Zentralgewalt erſtrebt, die notwendig ift, um das Riefenreih 
wieder in Ordnung zu bringen, ſetzte fih die letztere für eine 
föderaliſtiſche Verfaſſung ein, die den einzelnen Provinzen und 
ihren Machthabern wie bisher militäriſch, wirtſchaftlich und ver⸗ 
waltungstechniſch eine gewiſſe Unabhängigkeit gegenüber der 
Sentrale in Nanking ſichern ſollte. 


Die Kriſe wurde akut, als in der zweiten Februarhälfte plötz⸗ 
lich Truppen der Kuangfigruppe in die Provinz Hunan einrückten 
und den dortigen Vertreter der Zentralregierung ſtürzten. Dieſes 
Verhalten bedeutet einen ſcharfen Dorftoß gegen die Zentralifations- 
beſtrebungen Nankings. Es führte ſchließlich zur offenen Auf- 
lehnung, als Nanking die maßgebenden Führer der Uuangſi⸗ 
gruppe für abgeſetzt erklärte und Chiang Kai⸗ſhek einen von ihnen 
in Nanking kurzerhand verhaften ließ, als dieſer ihm die forde- 
rungen ſeiner Partei überbrachte. Die damit gegebene Krife 
wurde noch verſchärft einmal durch das Unternehmen des Generals 
Chang Chung⸗chang, der, ein alter Parteigänger des verſtorbenen 
Marſchalls Chang Tſo⸗-lin, im Februar angeblich mit japanifcher 
Unterſtützung in Nordſchantung gelandet war und fich dort ein 
neues Machtzentrum geſchaffen hatte, dann aber vor allen Dingen 
durch die unſichere Haltung der Generale Feng Nu-hfiang und Nen 
Shi-han in Honan beziehungsweife Schanſt, die beide urſprünglich 
als Kriegsminifter beziehungsweiſe Innenminiſter der Zentral- 
regierung in Nanking angehört, ihre Stellungen jedoch Anfang 
März plötzlich niedergelegt hatten. 


So war die Lage in China, als am 15. März der Kuomintang- 
kongreß in Nanking zuſammentrat, deffen Aufgabe es als höchſtes 
Organ der Partei war, zu der Regierungsführung der Zentral- 
regierung ſowohl als auch zu dem Streit zwiſchen dieſer und der 
Kuangfigruppe Stellung zu nehmen. Diefe Stellungnahme fiel zu⸗ 
gunſten der Zentralregierung und ihres Führers Chiang Kai⸗ſhek 
aus. Der Kongreß erklärte ſich identiſch mit den Sentraliſations⸗ 
beſtrebungen Rankings. Er beauftragte Chiang Kai⸗ſhek, mit 
Waffengewalt gegen die Kuangfigruppe vorzugehen und dieſer 
gegenüber die Autorität der Zentralregierung wiederherzuſtellen. 
Dieſes entſchloſſene Handeln des Parteikongreſſes hat am 4. April 
zur Einnahme Wuhans durch die Nankingtruppen geführt. Gleich⸗ 
zeitig damit iſt es der Nankingregierung gelungen, auch in Kanton, 
dem anderen Hauptſtützspunkt der Kuangfigruppe, ihre Autorität 
wiederherzuſtellen, dann aber Ende März mit Japan zu einem 
Abkommen zu gelangen, in dem ſich Japan zur ſofortigen Räumung 
von Schantung verpflichtet und gleichzeitig damit China Fugeſtänd⸗ 
niſſe macht, die geeignet ſind, die Stellung der Nankingregierung 
im Innern weiter zu feſtigen. Japan hat ſich bereit erklärt, auch 
feine ſämtlichen Polizeitruppen aus den japaniſchen Konzeffionen 
in China zurückzuziehen und der Nankingregierung zwei Millionen 
Ven als Entſchädigung für die durch die japanische Beſetzung in 
Schantung angerichteten Schäden zu zahlen. Dieſes Abkommen 
hat inzwiſchen auch die Billigung der japaniſchen Regierung ge⸗ 
funden. Die Zurüdziehung der japaniſchen Truppen ſollte bereits 
am 15. April beginnen. Sie iſt inzwiſchen auf Bitten der Zentral- 
regierung in Nanking noch hinausgeſchoben worden angeſichts der 
Haltung des Generals Feng Nu⸗hſiang, die nach wie vor unklar ift. 


Die Krife, die das neue China zur Seit durchmacht, iſt ſomit 
auch heute noch nicht ganz behoben. Sie wird es erſt ſein, ſobald 
über die wirklichen Abſichten des letztgenannten Generals volle 
Klarheit herrſcht und ein eventueller Kampf zwiſchen ihm und der 
Sentralregierung in Nanking entſchieden iſt. Hans Rohde. 


Hans Pfitzner. 
Zum 60. Geburtstag. 


Ein deutſcher Meiſter begeht am 5. Mai feinen 60. Geburtstag. 
Einer von den ſtillen Muſikern, die fern von der Be eines 
brodelnden Jahrhunderts den Weg zurück ſuchen in eine einfachere, 
natur- und gottnähere Zeit. Ein Dichter, der in die Gründe 
der Vergangenheit hinabgeſtiegen iſt, nicht um zu fliehen, 
ſondern um zu ſuchen. Und der in fremden Jahrhunderten nicht 
allein die Hochblüte einer muſikaliſchen Kunft fand, mehr noch: die 
Seele ſeiner eigenen Nation. R ú 

Sie tritt ihm entgegen in Hartmann von der Aue, dem ſchwä⸗ 
biſchen Edlen, Kreuzritter und Dichter des 12. Jahrhunderts, deſſen 


„Armer Heinrich“ den Stoff zu feinem erſten Muſikdrama liefert, 
er findet ſie in der unvergleichlichen Kunſt der burgundiſchen Meiſter 
des 15. und 16. Jahrhunderts, deren muſikaliſch kühne Sprache 
ſeiner eigenen ſeltſam weſensverwandt iſt, er hört das Dichterwort 
zu ſeinen Geſängen im beginnenden 19. Jahrhundert aus den 
Derjen des einfachen und frommen Eichendorff. 

Was er gefunden und empfangen hat als Philoſoph, Dichter 
und Muſiker auf dieſem Weg durch Jahrhunderte, das ſieht er 
verwandt und doch künſtleriſch weſensfremd geſtaltet im Werk 
feines großen muſikaliſchen Dorläufers Richard Wagner. Doch die 
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Wagner treibende Kraft: Leidenſchaft und 
finnlihe Uppigkeit, rührt dieſen wunder- 
gläubigen romantiſchen Muſiker nicht. Aus 
denſelben Wurzeln wachſen zwei Bäume. 
Gegen Wagnerſche Glut ſtellt Pfitzner die 
Unſinnlichkeit, die Beherrſchung, den asketi⸗ 
ſchen Anbetungswillen eines Myſtikers. Und 
was er gab und was er ſchuf, Werke von 
ſeltſam ſpröder Haltung und einem wunder- 
vollen edlen Glanz, Werke, deren innere 
Spannung oft ihre äußere Form zu zer⸗ 
ſprengen droht, das geſtaltete er in einem 
heiligen Ernſt und im Bewußtſein, als einer 
der letzten deutſchen Muſiker, unberührt durch 
die Einflüſſe eines künſtleriſchen Internatio- 
nalismus (wie er das Schaffen der jüngeren 
Generation leitet), für ſein Deutſchtum 
zeugen zu müſſen. 


In dieſem Sinne möchten ſeine Werke, 
die Bühnenſchöpfungen Der arme Heinrich, 
Die Roſe vom Liebesgarten, Das Chriftelf- 
lein, die Romaniſche Kantate von deutſcher 
Seele, die kühnen Kammermufifen und der 
romaniſche Blütenſtrauß ſeiner Lieder, wirken 


Des alten Handwerks Recht und Gewohnheit. Don Reichsarbeits⸗ 
miniſter Rudolf Wiſſell. Verlag E. Wasmuth⸗ A. G., Berlin. 
2 Bände mit insgeſamt etwa 1400 Seiten Text und etwa 100 
Lichtdrucktafeln. Preis in Ganzleinen 50 RM. 


Wer das Weſen der für das Einheitsbewußtſein unſeres 
Volkes ſo wichtigen Volkskunde recht verſtehen will, der darf an 
dem großen Schatz volkstümlicher Eigenheiten nicht vorübergehen, 
den die Geſchichte des Handwerks in fih ſchließt. Wohl in keinem 
Teile des Volkes hat 
ſich eine ſolche Fülle 

bemerkenswerter 
Formen und eigen⸗ 
tümlicher Gebräuche 
entwickeln und zum 
Teil bis in die 
jüngſte Dergangen- 
heit hinein erhalten 
können, wie gerade 
im Handwerk. Frei⸗ 
lich geht auch hier die 
Tradition im Seit⸗ 
alter des Verkehrs 
und der Induſtri⸗ 
aliſierung mehr und 
mehr verloren; 
immer ſpärlicher 
fließen die Quellen 
der mündlichenüber⸗ 
lieferung. Man mag 
dieſe Entwicklung be- 
dauern, nicht zuletzt 
im Hinblick auf die 
künſtleriſchen Werte, 
die das alte Hand⸗ 
werk geſchaffen hat; 
aber aufzuhalten 
wird ſie nicht ſein. 
Um aber die Derbin- 
dung zu den kulturellen Werten der Vergangenheit nicht ganz abreißen 
zu laſſen, um das Lernen aus den Anfängen und aus der Ent⸗ 
wicklung des Handwerks zu ermöglichen, iſt es von größter Be⸗ 


Der Schlachter von Joſt Amman 


deutung, das zu ſammeln und der Öffentlichkeit zugänglich zu. 


machen, was eben noch an Bemerkenswertem ſich auffinden und 
feſtſtellen läßt. Dieſer Aufgabe hat fih der gegenwärtige Reichs- 
arbeitsminiſter Rudolf Wiſſell in einem unlängſt erſchienenen 
Werke „Des alten Handwerks Recht und Gewohnheit“ unterzogen. 
In der Einleitung ſchildert er ſo recht lebendig, wie er als junger 
Metallarbeiter in Kiel zum erſten Male mit altem Handwerks- 
brauch in Berührung kam. Dort wohnte er einer Verſammlung 
feines Fachvereins bei, die ſich in einem mit Kerzen erleuchteten 
Raume bei „geöffneter Lade“ und unter ſtrenger Beobachtung 
feierlicher Formen abſpielte. Dieſes Erlebnis war von nad- 
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und verſtanden fein. Im felben Gedanken 
auch ſind ſeine Streitſchriften gegen die 
internationaliſierte Kunſt herausgeſchleudert, 
geſchrieben und gedacht als Mahnruf eines 
getreuen Edart. 


Der nun 60jährige Meiſter, der in der 
Seit vor dem Kriege feine deutſche Miſſion 
an der Straßburger Bühne erfüllte, hat ſeinem 
eigenen Sein im Bühnenwerk Paleſtrina, 
einem Stück Selbſtbiographie, am tiefſten 

Ausdruck verliehen. In dieſem Künitler- 
drama, das die künſtleriſche Fortentwicklung 
durch die Jahrhunderte verbildlicht, hat ſich 
Pfitzner das eigene Denkmal geſetzt. Und was 
er ſeinen, auf der Höhe des Ruhms ſtill ge- 
wordenen Paleſtrina ausſprechen läßt, das 
könnten des früher kämpferiſchen Meiſters 
eigene Worte an dieſem Feſttage ſein, dieſes 
ergebene Künitlergebet: 


„Nun ſchmiede mich, den letzten Stein 
An einem deiner tauſend Ringe, 

Du Gott — und ich will guter Dinge 
Und friedvoll fein.“ Dr. Alb. K. Benſchel. 


— 
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haltigem Eindruck auf den jungen Maſchinenbauer, der von nun 
an mit Eifer und Aufmerkſamkeit die alten Bräuche beobachtete 
und ſammelte. Dazu bot fih ihm, der bald ſelbſt zum Dorſitzenden 
ſeines Fachvereins aufſtieg, um dann in der Gewerkſchaftsbewegung 
eine immer ſtärker hervortretende Rolle zu ſpielen, vielfach Gelegen⸗ 
heit. In Archiven und Büchereien, in Handwerksakten und alten 
Laden fand ſich manche wertvolle Aufzeichnung, die er, wie einſt vor 
ihm die Brüder Grimm, durch mündliche Auskünfte alter Hand- 
werker zu ergänzen ſuchte. So hat Wiſſell in 3% Jahrzehnten un- 
ermüdlicher Arbeit ein ſo umfangreiches Material über das alte 
Handwerk zuſammengebracht, wie es wohl ſelten oder nie in einer 
Hand vereinigt geweſen ift. Dieſes Material hat feinen Niederſchlag 
gefunden in den zwei umfangreichen, mit vielen Abbildungen ge⸗ 
ſchmückten Bänden des vorliegenden Werkes, das ſich in ſeiner ein⸗ 
fachen Sprache an das Derftändnis weiteſter Kreiſe wendet, ohne 
indeſſen die wiſſenſchaftliche Gründlichkeit und Genauigkeit jemals 
außer acht zu laffen. Das beweiſen ſchon die unzähligen Quellen- 
angaben, mit denen Wiſſell überall das Ergebnis feiner Forſcher⸗ 
arbeit belegt. 


Der 1. Band führt den Untertitel „Des alten Handwerks 
Freiheit und Recht“. Er behandelt die Entſtehung und Entwicklung 
des Handwerks und des Zunftwefens, wobei die rechtlich⸗ſozio⸗ 
logiſche Seite beſonders herausgearbeitet iſt. Das Werden der 
Sünfte und ihre Kämpfe, ihre Bezeichnungen, Satzungen, Ordnungen 
für Meiſter, Geſellen und Lehrlinge, die Prüfungen, die Regelung 
der Lehr⸗, Wander⸗ und Wartezeit uſw. ſind nach einheitlichen 
Geſichtspunkten an Hand zahlreicher wörtlich gebrachter Quellen 
dargeſtellt. Die für uns ſo unvorſtellbaren Begriffe von Ehre und 
Unehre im Handwerk werden geſchildert, die z. B. dazu führten, 
daß das unbeabſichtigte und zufällige Töten eines Hundes den 
Handwerker auf Lebenszeit unehrlich machte. In den Abſchnitten 
über die wirtſchaftlichen und ſozialen Bindungen der Fünfte tritt 
die immer ärger werdende Derknöcherung und Erſtarrung des 
Zunftwefens deutlich hervor. Eine große Rolle ſpielte hierbei die 
Angſt der Meiſter vor Konkurrenz, die Kämpfe gegen „die Pfuſcher 
und Bönhaſen“, denen „das Handwerk gelegt wurde“ — ein Aus- 
druck, der wie viele andere aus dem Sprachgebrauch des alten 
Handwerks in den Wortſchatz der Gegenwart herüber genommen 
worden ift. der Sozialpolitiker findet manchen intereſſanten 
Hinweis in der Darlegung des mittelalterlichen Arbeitsrechts, das 
3. B. ſchon ein Verbot des Truckſyſtems und die Anfänge einer 
Urankenverſicherung kannte. Freilich mußte ſchon damals der 
ſoziale Fortſchritt den Meiſtern häufig in zähen Kämpfen von den 
Geſellen abgerungen werden, wobei es gelegentlich zu organiſierten 
Streiks kam. Weiter wird im erſten Band dargeſtellt, wie die 
Beſtrebungen der Fünfte ihren Niederſchlag in der Geſetzgebung 
der Gemeinden, der Länder und des Reichs gefunden haben. 


Der 2. Band des Werkes mit dem Untertitel „Handwerks- 
brauch und Gewohnheit“, in dem die Beſonderheiten der einzelnen 
Handwerke geſchildert werden, iſt mehr der volkskundlichen Seite 
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Grundlage 
ſchauung. 


der Handwerksgeſchichte gewidmet. Er 
ordnet ſie in die kulturgeſchichtliche Ent⸗ 
Volksganzen 
Handwerks 
Deutſchtum werden in das rechte Licht 
Wir erfahren, daß die deut⸗ 
jhen Handwerker in ihren Innungen , 
nach Skandinavien, den ruſſiſchen Oitjee- 
provinzen, nach Siebenbürgen uſw. vor⸗ 
drangen und dort ihr deutſches Volks- 
tum erhielten und pflegten. 
läßt die geiſtigen 
Grundlagen des alten deutſchen Hand» 
werks, deſſen einzigartige Organiſation 
ſeinerzeit in Europa eine wirtſchaftliche 
Großmacht war, den Kampf der wirt⸗ 
ſchaftlichen und geſellſchaftlichen Mächte 
und das geſchloſſene Gefüge des natio⸗ 
nalen Willens im alten deutſchen Hand- 
werk vor uns lebendig werden. Es be⸗ 
deutet ſowohl für das Derftändnis der 
geſchichtlichen Entwicklung des Hand- 
SS FE. werks, wie auch für das Problem der 
NZ Auseinanderſetzung von Kapital und 
Arbeit im Mittelalter eine bisher fehlende 
der Forſchung und An- 
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‚Der Nadler von Joſt Amman 


Die Eröffnung des Harnack-Hauses der Kaiser Wilhelm-Gesellschaft. 


Von Oberregierungsra Dr. W. Peiser. 


Der 7. Mai wird in Berlin-Dahlem eine Derfammlung von 
Gelehrten und am öffentlichen Leben der Nation intereffierten Per⸗ 
ſönlichkeiten vorfinden, wie fie ſich nur ſelten in den Räumen der 
Kaifer Wilhelm⸗Geſellſchaft, die der reinen und exakten Forſchung 
dient, verſammelt. An dieſem Tage wird in der Ihneſtraße 18 in 
Berlin⸗Dahlem das Gäſtehaus der Kaifer Wilhelm⸗Geſellſchaft er- 
öffnet, das zu Ehren des Begründers der Geſellſchaft, Adolf 
von Harnack, den Namen Harnack⸗Haus führen wird. Dieſes 
Baus dient in erſter Linie dem Zweck, ausländiſchen Gäſten der 
Kaiſer Wilhelm⸗Geſellſchaft zur Förderung der Wiſſenſchaften eine 
gaſtliche Stätte zu gewähren, an der ſie ungeſtört und nicht behindert 
durch irgendwelche äußerlichen Schwierigkeiten ihrer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Arbeit nachgehen können. Es werden alſo ausländiſche 
Gäſte ſein, die auf den gleichen Gebieten arbeiten, wie ſie im 
weſentlichen den Arbeitsbereich 
der Kaiſer Wilhelm⸗Geſellſchaft 
bilden. Dieſe Geſellſchaft gehört 
zu den Inſtitutionen in Deutſch⸗ 
land, deren Wirkſamkeit der 
ganzen Art ihrer Betätigung 
nach nicht auf Bekanntwerden 
nach außen hin, nicht auf publi- 
kation und auf Senſation ein⸗ 
geſtellt iſt, ſondern die im Stillen 
arbeiten und deren Erfolge — 
wenn man überhaupt dieſes 
BE veräußerlichende Wort für 
Ss Ergebniſſe wiſſenſchaftlicher 

rbeit anwenden will — fich 
nur indirekt bemerkbar machen. 

Aber dieſe Ergebniſſe ſind 
vorhanden. Wenn wir heute auf 
debendeinem Gebiet, z. B. auf 

em Gebiet der Landwirtſchaft, 
don neuen Tatſachen hören, ſo 
werden wir daran erinnert, daß ; ERE TET 
N der Inſtitute der Geſellſchaft, nämlich das Inſtitut für Süd 
Ungsforfchung, das in der Nähe von Müncheberg (Mark) feinen 
€ itz hat, fih mit der wiſſenſchaftlichen Erforſchung der Grundlage 
er Saatzucht beſchäftigt, deren Ergebniſſe in erſter Linie der deut- 
en Landwirtſchaft zugute kommen follen, Oder wir beſchäftigen 
uns mit Fragen der Pfychiatrie, der Seelenheilkunde — und ſchon 
om wir auf die deutſche Forſchungsanſtalt für Pſychiatrie in 
i ünden verwieſen, die \ 
taifer Wilhelm-Inftitute eingegliedert iſt. Oder weiter: auf dem 
ohen Sonnenblick bei Gaſtein und auf dem Obir bei Klagen- 
“rt find Obfervatorien. Wenn wir nach ihren Unterhaltern 
fragen, ſo bekommen wir die Antwort, daß es wiederum die Kaifer 
Wilbelm⸗Geſellſchaft ift, die fih in die Unterhaltungskoſten mit der 
dlkerreichiſchen Bundesregierung teilt. Am 1. Gktober 1927 begann 
leb, Kaiser wilhelm⸗Inſtitut für Anthropologie, menſchliche Erb- 
ch und Eugenik feine Tätigkeit. In nächſter Nähe arbeitete in 
em Inſtitut für experimentelle Therapie Waſſermann an der 
Forſchung der Syphilisſera und ſtellte Unterſuchungen an, die die 
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feit dem Jahre 1924 dem Kreis der 


Grundlage zu einer Aufklärung dieſer für die Menſchheit in 
höchſtem Maße bedeutungsvollen Dinge gegeben haben. In dieſen 
Räumen wurden bisher ausländiſche Forſcher untergebracht, die 
nun im Harnack⸗Haus eine bleibende Gaſtſtätte finden werden. 

Don den zahlreichen Inſtituten, die die Kaifer Wilhelm⸗Ge⸗ 
ſellſchaft unterhält, wurden nur ganz wenige genannt, und es iſt 
nicht möglich, von der Tätigkeit auch nur dieſer wenigen Inſtitute 
ein annähernd erſchöpfendes Bild zu geben. Zum mindeſten muß 
noch das Inſtitut für Arbeitsphyſiologie in Berlin 
erwähnt werden, das in erſter Linie der Phyfiologie, der Patho- 
logie und der Hygiene der körperlichen und geiſtigen Arbeiten ge⸗ 
widmet ift. Hier wird die Frage der Ermüdung, der Zweckmäßig⸗ 
keit des Arbeitsprozeſſes, der Arbeitskleidung und der Ernährung 
unterſucht, und vielleicht wird an dieſem Beiſpiel am deutlichſten 
klar, wie reine Forſchu wie 
reine Wiſſenſchaft doch ſchließ⸗ 
lich eminent praktiſche Wirkun⸗ 
gen ausüben und ſchließlich das 
Leben breiteſter Schichten unſeres 
Volkes zu erfaſſen und zu regeln 
und die Bedingungen der Exiſtenz 
dieſer Maſſen zu verbeſſern be⸗ 
ſtimmt ſind. 


; Wie man ſieht, ift die Me⸗ 

j thode der Kaifer Wilhelm⸗Ge⸗ 

Wr ſellſchaft eine völlg andere als 

À Ey die der Univerfitäten und ſonſti⸗ 
8887 gen Hochſchulen. Sie arbeitet 


nach dem Syſtem der Dezentrali⸗ 
ſation. Jedes Forſchungsgebiet 
hat fein eigenes Inſtitut, für 
jeden Zweig der Wiſſenſchaft find 
beſondere Gelehrte beſtimmt, die 
hier mit den feinſten und letzten 
Hilfsmitteln zu Forſchungsergeb⸗ 
niſſen gelangen, die ſie aus 
Gründen zeitlicher wie ſachlicher Einſchränkung im Rahmen der 
Hochſchulen niemals erreichen könnten. Was bisher faſt ausſchließ ⸗ 
lich deutſchen Gelehrten zugute kam, foll jetzt aus jener echt wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Einſtellung heraus, für die es nur eine Inter ⸗ 
nationale des Geiſtes gibt, den Forſchungswilligen und 
Forſchungsfleißigen aller Nationen ermöglicht werden. 

Die Kaifer Wilhelm ⸗Geſellſchaft verſpricht fih von der ge⸗ 


meinſchaftlichen Arbeit der Gelehrten eine Befruchtung ihrer 
eigenen Arbeiten: durch die Kenntnis ausländiſcher Nte- 
thoden, fie erwartet zugleich ein Hinaustragen deutſchen 


Forſchergeiſtes in alle Welt. Indem die Geſellſchaft ein wiſſen⸗ 
ſchaftlichez Forſchungszentrum in Deutſchland für die 
internationale wiſſenſchaftliche Fuſammenarbeit ſchafft, hofft ſie 
eine praktiſche Leiſtung Deutſchlands für die Organiſation der in- 
ternationalen Wiſſenſchaft zu vollbringen. Fern von den Getrieben 
der Großſtadt iſt hier ein Heim geſchaffen worden, das alle geiſtig 
intereſſierten Kreiſe anziehen ſoll, ein Geſpräch mit Angehörigen 
gleicher oder anderer geiſtiger Richtungen zu führen und auf dieſem 
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Wege zugleich eine Atmoſphäre des näheren gegenſeitigen Der- 
ſtehens der Nationen zu ſchaffen. 

Hinter der deutſchen Wiſſenſchaft liegen ſchwere Jahre. Die 
Brücken geiſtiger Verſtändigung wurden im Kriege abgebrochen, 
und in den Jahren gleich nach dem Kriege geſchah nur allzu wenig, 
um ſie neu zu errichten. Kaum aber waren die erſten Fäden der 
Verſtändigung geknüpft, da brach die Inflation über die 
deutſche Wirtſchaft herein, die allen Hoffnungen ein Ende ſetzte. 
War es im Kriege und in den erſten Jahren nach dem Kriege nicht 
möglich geweſen, ausländiſche wiſſenſchaftliche 
Werke, Zeitichriften, Abhandlungen uſw. zu bes 
ziehen, weil die geiſtigen und ſeeliſchen 
Dorausſetzungen hierfür fehlten, jo tat 
jetzt in den Schredensjahren der Inflation die 
wirtſchaftliche Not das ihrige dazu, um 
die Wiederanknüpfung der geriſſenen Bande zu 
erſchweren. Über die allergrößten Nöte helfen 
die guten Beziehungen hinweg, die die Kaifer 
Wilhelm⸗Geſellſchaft mit der Notgemein⸗ 
ſchaft der Deutſchen Wiſſenſchaft 
verbinden. Wie der Generaldirektor der Gefell- 
ſchaft, Dr. Glum, in der „Hlinerva-geit- 
ſchrift“ in einem intereſſanten Aufſatz über 
Weſen und Aufgaben der Geſellſchaft vor 
einiger Feit ausführte, haben ſich ihre Inſtitute 
wiederholt der beſonderen Förderung 
der Notgemeinſchaft bei der Be 
ſchaffung von Apparaten, Forſchungsſtipendien, 
Büchern und Seitſchriften zu erfreuen gehabt 
und an ihren großen gemeinſamen Unter⸗ 
nehmungen teilgenommen. Die Notgemein- 
ſchaft ergänzt bei den großen Forſchungs⸗ ; 
aufgaben die Arbeit in ber Kaifer Wilhelm⸗Geſellſchaft in 
wertvoller Weiſe. Auf vielen Gebieten der Wiſſenſchaft erjcheine 
es wichtiger, ſo führte Glum aus, zunächſt verſchiedene Gelehrte 
zu einer Arbeitsgemeinſchaft zuſammenzuführen, bevor 
man fofort an die Gründung von Forſchungsinſtituten herantritt, 
und dieſe Arbeitsgemeinſchaft von Gelehrten, die die Geſellſchaft 
nicht für „inſtitutsreif“ hält, können an die Notgemeinſchaft ver⸗ 
wieſen werden. Zugleich aber ift es möglich, durch die Not- 
gemeinſchaft in engere Beziehungen zu den Univerſitäten und 
anderen Hochſchulen zu treten, jo daß mannigfache Berührungs- 


Eingang zum Harnad-Haus 


punkte beider Einrichtungen gegeben und auch in erfreulicher Weiſe 
bisher in Anſpruch genommen worden ſind. 

Das Harnack⸗Haus ift durch das Fuſammenwirken mannig⸗ 
facher Kräfte zuſtande gekommen. Die Kaifer Wilhelm⸗Geſellſchaft 
zur Förderung der Wiſſenſchaften, die aus Anlaß der Jahrhundert- 
feier der Univerſität Berlin durch Satzungen vom 11. Januar 1911 
ins Leben gerufen wurde und mit dem gleichen Tage ihre Tätigkeit 
begann, hat ſich von jeher der beſonderen Förderung der 
und der Preußiſchen Staatsregierung 
erfreut. Dieſe Förderung wurde ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch dem Harnack⸗Haus zuteil, für das ins» 
beſondere der Reichsminiſter des Auswärtigen, 
der Reichsinnenminiſter, der Reichsfinanz⸗ 
miniſter ſowie der Preußiſche Kultusminiſter 
mit großer Wärme eintraten. Von der Reichs⸗ 
regierung wurden erhebliche Mittel für den 
Bau zur Derfügung geſtellt. Der Staat Preußen 
hat das große wertvolle Grundſtück geſtiftet. 
Darüber hinaus beteiligte ſich die Wirtſchaft 
mit größeren Stiftungen, und nachdem auf 
dieſe Weiſe die Regierungen wie die Unter⸗ 
nehmerkreiſe, die Organiſationen der freien 
und der chriſtlichen Gewerkſchaften, 
die politiſchen Parteien von den Kommu- 
niſten bis zu den Nationalſozia⸗ 
liften dazu beigetragen haben, die Arbeiten 
der Geſellſchaft zu unterſtützen, darf mit beſtem 
Recht feſtgeſtellt werden, daß hier wirklich ein- 
mal durch das Fuſammenwirken aller kulturell 
intereſſierten Kräfte ein Werk geſchaffen 
worden iſt, das pa in Deutſchland wie im 
Auslande ſehen laſſen kann. So ſchwer es für 
den Laien ift, fih von den komplizierten Materien der verſchieden⸗ 
artigen Arbeiten der jeweiligen Inſtitute eine einigermaßen zu⸗ 
treffende Vorſtellung zu machen, fo ſchön und einleuchtend ift der 
Gedanke des Harnack⸗Hauſes, aus deffen Boden, wie wir beftimmt 
hoffen, eine Atmoſphäre des gegenſeitigen Sichverſtehens erwachſen 
wird, die ſicherlich ſtark genug ſein wird, manche politiſchen Span⸗ 
nungen der Gegenwart und der Zukunft zu überbrücken. In der 
„Gelehrtenrepublik“ der Zukunft, von der wir träumen, mehr: die 
wir erwarten, wird das Harnack-HBaus feiner Idee wie feiner 
Wirkung nach ein prächtiges Gebäude darſtellen. 


Reichs 


Deulſche Touriſten in London und Schottland. 


In dieſem Jahre wird ein großes deutſches Touriftenfchiff die Themſe hinauffahren 
und vor Greenwich ankern. Es ift das 14000 Bruttoregiſtertonnen große Motorſchiff „Monte 
Olivia” der Hamburg⸗Südamerikaniſchen Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft, das in der Seit 
vom 22. Juni bis 1. Juli eine Gefellfchaftsfahrt nach London und Schottland unternimmt. 
Je nach der Unterbringung an Bord ſind die Fahrpreiſe geſtaffelt. Sie beginnen bei 
RM. 150.—. Der Aufenthalt in London tft auf drei Tage berechnet, damit die Reife- 
teilnehmer genig Gelegenheit haben, die vielen mig kaa R S dieſer Kiefenftadt 

zu befichtigen. Davon find zu nennen der berühmte Tower mit feinen vielen Schätzen, 
darunter die engliſchen Kronjuwelen, die Towerbridge, die Münze, die unſerer Reichsbank 
entſprechende Bank von England, das Parlamentsgebäude, die Weſtminſter⸗Kathedrale, die 
weſtminſter⸗Abtey, die Guildhall, die Börſe, die St. Pauls⸗ Kathedrale, die Nationalgalerie 
und vieles andere. Außerdem wird ein Ausflug nach Windſor und der Isle of Wight 
unternommen, der lieblichen Inſel an Englands Südküſte. 

Nach Beendigung des Londoner Aufenthalts fährt die „Monte Olivia” nordwärts 
und ankert am übernächſten Morgen vor Leith, der Hafenftadt im Firth of Forth. Von 
hier aus begeben ſich die Touriften nach Edinburgh, ders alten fchottifchen Königsftadt, 
die viele hiſtoriſche Erinnerungen an die Geſchichte von England und Schottland in ihren 
Mauern birgt. So trutzig wie die alte Feſte Marienberg in Würzburg überragt auf 
ſchroffem Fels das Edinburgher Schloß die Stadt. Der Holyrood-Palaft enthält die 
hiſtoriſchen Erinnerungen an die unglückliche Königin Maria Stuart. Das John⸗Knox⸗Haus 
ruft die Erinnerung an den ſchottiſchen Martin Luther wach. So iſt Edinburgh recht reich 
an Sehenswürdigkeiten. 

Anſchließend an den Beſuch von Edinburgh wird ein Ausflug nach den maleriſchen Seen 
des ſchottiſchen Hochlandes unternommen. Somit bietet diefe 10tägige Reife nach England 
und Schottland eine Fülle des Sehenswerten und wird ſich ſicher jedem Teilnehmer für 
immer ins Gedächtnis einprägen. 


Wundervoller Erholungsaufenthalt 


Möria- Rudolstadt ef 


In schöner Lage. Zimmer m. 
am herrlichen Bergwald. Mark 4,25—4,50 einschließ- I oder 2 Betten pro Woche 
lich allem. Bad, elektrisch Licht, Zentralheizung, Lie- RM, 9.50 mit Morgenkaftee 
gewiese. Unweit Freibad, Beste Referenzen. Haus GE 

Waldtrieden 1, Telefon: Rudolstadt 118. Frau Marg. Nienstedt 


Bad Schwarzburg Snir. Wata) 


die Perle Thüringens 


Notef: Schwarzburger Hof 


Altbekanntes Haus I. Ranges im Zentrum des Kurortes 
Herrliche Lage / Freundliche, gut eingerichtete Zimmer 
Reichliche, beste Pension / Eigene Forellenfischerei 


Während der Saison KONZERTE 
Anfragen erbittet N. Luckas, Hotelier 


RM.150.- 


22. Juni von Hamburg 
über London, Leith / Edinburgh 
1. Juli in Hamburg : Fahrpreis 
einschl. voller Verpflegung 


von RM.150.- an 


HAMBURG-SÜDAMERIKANISCHE 
DAMPFSCHIFFFAHRTS-GESELLSCHAFT 
HAMBURG 8 / HOLZBRÜCKE 8 
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Feldberg 


(Meckib.) 
Mecklb.-Strelitzsche Schweiz 


Berlin Stett. Bhf. — Neustrelitz — Feldberg 
Die Perle im Lande der Seen und Wälder. 
Auskunft Verkehrsverein. 


Bad Gastei 


Hotel Straubinger 
und Hotel Austria 
Altbek, Häuser I. Ranges 
im Zentrum des Kurortes, 
vollständig renoviert, 200 
Zimmer mit fließendem 


Bad Hersteld (Bezirk Kassel) 


£Zuffusbrunnen 


heilwirkend wie Karlsbad bei 
Magen-, Darm-, Leber-, Gallen- und Stoffwechsel- 
erkrankungen (Zuokerkrankheit, Gicht, Fettleibigkeit) 


Wasserversand d. d. Lullusbrunnen-Gesellschaftm.b.H. 
Ve EEE 


Kurzeit: 


Wasser, Appartementbäder, 

Zentralheizung; Thermal- 

kurbäder im Hause. Auto- 

Tgarag. m. Boxen, Benz., Oel. 

Tel.-Adr. Straubinger, Bad 
Gastein 


Mai 


bis September 


Bad Blankenburg 


k (Thüringen) 
urhaus Chrysopras—Löscheshall 


drekt im herrlichen Schwarzatal gelegen. 
rstes Haus am Platze. Erstkl. Pension ab 
7.—. Eigene Jagd und Forellenfischerei, 


Garagen. Telefon 303 


Harzer 


"£delroller 


direkt aus dem 
Harz, von M. 9,— 
an, Stammvögel, 
Vorsg., Zuchtpaare, schnee- 
weiße Kanarien, Futter, 
Farben Wellensittiche 
Preisliste frei, Feinzucht 
edler Kanarien u, Wellens. 


REININGER, 


Diese 6teilige Schreib- 
zeuggarnitur, Plattengröße 
27x16cm, ist für M. 12,75 
a. weißem Harzerstein, für 
M. 15, 75 a. dunkl. Thüringer- 
stein ab Verkaufslager — 
Versand nur geg. Nachn. zu 
haben. M. E. LE FELD, 
Hamburg 36, Z Postf. 154/3 
ar 


LINE] gar. echte 
EN: 1111 tadellose 
x del BRIEFMARKEN 
Ah) wob.Samoa,Togo, 
Karolinen u, viel, 
and. selt. Länd., f. n. M. 2.95 
u. Port. per Nachn. Preisl. 
gratis. RUD. ROHR, 
Berlin N 18, Friedrichstr. 13 1d 


„BACCHUS“ 


der Astrologie | rantierte blühbare Knollen, 


Moroi QUEDLINBURG 1. H. 71. ige 
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geistigen Leben 
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werden 18 Mtr. Damenstoff oder 9 Mtr. Herrenstoff sehr 
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decken. WOLLWEBEREI HEINR.SEIM, Lardenbach 72, 
Oberh. Verlangen Sie Muster und Anfertigungspreis. 
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DR. WILHELM ZIEGLER 


„Einführung in die Politik‘ 


erschien am ı 5. April in 2. Auflage (5. bis 8. Tausend). 
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Hinter den vielen unerfreulichen 
Erscheinungen der deutschen 
Politik läßt sich eine Tatsache er- 
kennen, die doch zu gewissen 
Hoffnungen für die Zukunft be- 
rechtigt. Der deutsche Geist hat, 
tastend und irrend zwar, aber doch 
mit der systematischen Zähigkeit, 
die seine Stärke ist, in diesen 
Jahren nachVersailles eine deutliche 
Hinwendung zur Politik vollzogen. 
Diese psychologische Erscheinung 
ist, auf lange Sicht gesehen, wich- 
tiger als die meisten Vorgänge der 
Tagespolitik, von denen viel die 
Rede ist. Ein Symptom für das 
erwachende politische Interesse ist 
es, daß das ausgezeichnete Buch 
von Dr. Wilhelm Ziegler „Ein- 
führung in die Politik“ nach kurzer 
Frist bereits in zweiter Auflage vor- 
gelegt werden kann. Dieses Werk 
verdient in der Tat die weiteste 
Verbreitung. 

Gerade heute ist es für Deutsch- 
land unerläßlich, den Blick nicht 


Mit 46 Karten 


urteilt darüber in einer umfangreichen 
Besprechung: 


allein auf die Paragraphen des Ver- 
sailler Diktates und nicht nur auf 
den Hauptgegner Frankreich ge- 
richtet zu halten, sondern sich ein 
klares Bild von den großen Zu- 
sammenhängen der Weltpolitik und 
der Weltwirtschaft zu machen, die 
heute die Kontinente und Ozeane 
trennen und verbinden. 


Das Buch von Dr. Ziegler bietet 
in dieser Beziehung ein außer- 
ordentlich reiches Material, das man 
sich sonst mühselig aus vielen 
Büchern zusammensuchen müßte. 
Man muß dem Verfasser zugestehen, 
daß er auch hier, wie in der Innen- 
politik, es verstanden hat, seine 
Darstellung auf der Höhe der wirk- 
lich großen Probleme zu halten und 
so an seinem Teile einen Beitrag 
zu dem großen Kampfe zu liefern, 
der gegen die törichten Schlagworte 
der Stammtischpolitik geführt wer- 
den muß, wenn wir endlich ein 
politisches Volk werden wollen. 
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